Schritte in Europa:    In Bearbeitung
 

Vorwort.

"Geschichte gehört unwiderruflich der Vergangenheit an.
Aufgabe ist es, Vergangenheit wenigstens so weit wie möglich zu rekonstruieren.

In diesem Bemühen sind alle Texte, Gegenstände oder Tatsachen, aus denen Kenntnis der Vergangenheit gewonnen werden' kann, möglichst umfassend heranzuziehen."

7 Schritte in Europa:

1. Schritt 1913 ( 1. Weltkrieg ) Erzählung, Bildmaterial, Zeitzeuge: Mein Vater.J.P.

2. Schritt 1923 ( 1. Republik ) (Zeitzeuge mein Vater Offz. Im 1. u.2. Weltkrieg)

3. Schritt 1933 ( Krisenzeit) , Zeitzeuge Otto Pirzl, Bild und Tonaufzeichnungen,

Fotos usw.)

4. Schritt 1943 ( 2. Weltkrieg ) Zeitzeuge Otto.Pirzl. Kriegsgefangenschaft, Berichte

5. Schritt 1953 ( Aufbau, Parteien, Österreich ist frei) ( siehe auch c.v. Otto P.,)

6...Schritt 1973 ( Europa sucht Einheit ) Internetarbeit, Broschüren, O.P-

7. Schritt 2003 ( EU in 15 Staaten, Erweiterung ) Internet mit 2 HP., eigene Unterlagen.

1. Schritt: 

(Erzählungen, Berichte, Briefe, Fotos meines Vaters, Hptm. Josef Pirzl, der beide Weltkriege, erlebt und überlebt hat.)
Die letzten Jahre vor dem Zusammenbruch der Monarchie 1913/14 in Österreich.

In Zeitungen der Jahre 1913 und 1914, in Biographien und Lebenserinnerungen großer Persönlichkeiten findet man kleine Einblicke in diese Jahre.

. Diese ergeben neu zusammengefügt und ineinander verwoben ein ganzheitliches Bild der Ereignisse in der Donaumonarchie vor dem Ersten Weltkrieg.

In solchen Einblicken ersieht man auch die Auseinandersetzungen zwischen Thronfolger Franz Ferdinand und der Etikette des Wiener Hofs.

Zu beobachten ist in diesen Jahren auch das Leben von Hitler, Trotzkij, Lenin, Tito und Stalin, die zu dieser Zeit mit der Monarchie bzw. mit Wien in Verbindung standen.

Kleine Episoden aus dem Wiener Alltag, die das Lebensgefühl der Wiener widerspiegeln sollen und dem Text verleihen eine gewaltige Aktualität.

Blicken wir in die Zeit um 1870.
Aus allen Teilen der Monarchie strömen Zuwanderer auf der Suche nach Arbeit in die Hauptstadt Wien.

Wien in der Zeit von Juli 1888 bis April 1889: ist ein einziges riesiges Theater mit der Ringstraße als Bühne.
Die Fassaden der Prachtbauten erzählen noch heute von der Vergangenheit der Monarchie,

Kronprinz Rudolf, der mit seinem Charme die Wiener bezauberte .stand zu dieser Zeit noch auf einer Warteposition bereit, Österreich in eine fortschrittliche Zukunft zu führen:

Aber es fehlte ihm an Macht und Einfluss, um Reformen und technischen Fortschritt durchzusetzen.

Er musste sich vielmehr damit begnügen, in anonymen Leitartikeln des Wiener Tagblatts seine fortschrittlichen Ideen zu veröffentlichen.

Die übrige Zeit schlug er mit der Teilnahme an Jagden und mit diversen Affären tot.

Ständig neuen Demütigungen ausgesetzt, zermürbt und deprimiert von der Amtsführung seines Vaters.

"'Ich werde darüber nachdenken lassen ", pflegte Kaiser Franz Joseph zu sagen.
Dann befahl er den klügsten Männern seines Reiches, sich etwas einfallen zu lassen, um das Problem zu verbergen.

Ganz anders die Denkweise der Kronprinz Rudolf.:

Für ihn war ein Problem etwas, "dem man sich stellen musste".

Rudolf wählt schließlich gemeinsam mit seiner Geliebten Mary Vetsera den Freitod.

Düster ist die Stimmung in diesen Tagen aber auch bei anderen berühmten Wienern: so etwa bei Theodor Herzl,. Arthur Schnitzler,. oder Sigmund Freud, den angesichts seiner leeren Praxis, große finanzielle Sorgen plagten.

Anton Bruckner kämpfte genauso wie Gustav Mahler. Gustav Klimt, Johann Strauß oder Hugo Wolf um die Anerkennung ihrer Werke

Nur wenige Wochen nach dem Tod des Thronfolgers schlug in Braunau am Inn die Geburtsstunde einer ganz anderen Zukunft.

Ein Kind wurde in Braunau geboren

"Alois und Klara Hitler waren die Eltern.

Sie gaben ihrem Kleinen den Namen Adolf."

 

Es stellt sich nun die Frage:

Würden die Habsburger, seit Jahrhunderten Souveräne des Heiligen Römischen Reiches, jemals imstande sein, ihr Land in eine moderne Großmacht zu verwandeln?

Serbien, ihr Gegner, war klein und widerspenstig, in ihm pulsierte die Leidenschaft des Nationalismus

Bis jetzt hatte es, angesichts der Warnungen Österreichs, noch klein beigegeben.. Aber es steckte nie für sehr lange zurück.

Gegen Ende Juni brachte Serbien Griechenland und Montenegro, seine Verbündeten im Vorjahressieg über die Türkei, dazu, gemeinsam mit ihm eine Umverteilung der türkischen Landgewinne auf Kosten des vierten Verbündeten, Bulgariens zu verlangen.

Da Bulgarien ein Verbündeter Habsburgs war, protestierte Wien in Belgrad - vergeblich.

Die serbischen Truppen und die seiner Verbündeten, denen sich auch noch Rumänien angeschlossen hatte, konzentrierten sich an den Grenzen Bulgariens.

In Wien gelang es General Conrad wieder einmal, die Warnungen des Thronfolgers in den Wind zu schlagen. Der Generalstabschef wurde bevollmächtigt, die Armee in Alarmzustand zu versetzen. Reservisten wurden einberufen. Wiens Süd- und Ostbahnhof füllten sich mit Müttern, die ihre Söhne zum Abschied umarmten.
Noch war es Frühling, aber ein Vorbote hochsommerlicher Hitze senkte sich bereits über die Stadt. Die Polizisten schwitzten, nicht zuletzt wegen Redl.

Um der Missstimmung angesichts der Redls - Affäre entgegenzuwirken, hatte sich der Polizeipräsident ein sehr österreichisches Mittel ausgedacht.

 

Er entschied, die Moral seiner Männer durch das Glitzern ihrer Kopfbedeckungen zu heben. Statt der leichten Sommerkappen mussten die Polizisten die schweren, aber glänzenden Metallhelme der Winterzeit tragen.

Das Zentrum der Macht hat sich verschoben: weg von den Kronen und Staatskanzleien hin zu den Büros der Stabschefs.

Unbeholfen versuchten Diplomaten, ihre Kollegen auf der anderen Seite in einen Frieden vorzuspiegeln.

Präzise ließ jeder Stabschef seinen Mobilmachungsapparat anlaufen.

Unvermeidlich beschleunigte die eigene Mobilmachung die der anderen.
Nun war die Unterordnung der Stabschefs unter die Staatschefs nur noch nominell

.

Nun bezogen die Stabschefs ihr wahres Vorrecht aus einer zwar inoffiziellen, aber gewaltigen Macht.

Über Nacht wurde diese Macht sichtbar.

Überall in Europa stürmte sie durch die Straßen.

In diesem Hintergrund nimmt die Geschichte ihren Lauf - es ist die Zeit des Ersten Weltkriegs, des Bürgerkriegs und des aufkeimenden Nationalsozialismus..
Österreich-Ungarn und der Erste Weltkrieg:
 Die Umtriebe eines hasserfüllten Gegners zwingen mich, zur Wahrung der Ehre meiner Monarchie, zum Schutze ihres Ansehens und ihrer Machtstellung, zur Sicherung ihres Besitzstandes nach langen Jahren des Friedens zum Schwerte zu greifen.

Franz Joseph I., An meine Völker, 1914
Die Ermordung des österreichisch - ungarischen Thronfolgers Erzherzog. Franz Ferdinand durch eine serbisch- nationalistische. Studentengruppe in Sarajewo am 28. 6. 1914 veranlasste Österreich- Ungarn am 23. 7. 1914 zu einem Ultimatum an Serbien. Dabei wurde die Mitwirkung Österreichs. an den Ermittlungen gegen die Hintermänner gefordert. Die moderate serbische Antwort wurde als unbefriedigend betrachtet und führte am 28. 7. 1914 zur Kriegserklärung an Serbien, das bereits am 25. 7. 1914 mit der Mobilmachung begonnen hatte.

Am 31. 7. 1914 begannen Österreich- Ungarn und Russland mit der Generalmobilmachung. Deutschland erklärte am 1. 8. 1914 Russland und am 3. 8. 1914 Frankreich den Krieg und drang mit seinen Truppen in das neutrale Belgien ein. Am folgenden Tag kam es zur Kriegserklärung Großbritanniens an Deutschland.

Die österreichisch- ungarische . Kriegserklärung gegenüber Russland erfolgte am 6. 8. 1914; Montenegro hatte bereits am 5. 8. 1914 Österreich- -Ungarn den Krieg erklärt.

Am 11. 8. erklärte Frankreich und am Tag darauf Großbritannien, Österreich- Ungarn den Krieg, am 28. 8. auch Belgien; die österr. Kriegserklärung an Japan erfolgte am 23. 8. Italien berief sich auf die Satzung des Dreibundvertrags, wonach es nur einem Defensivbündnis angehöre, und blieb neutral.

In einer ersten Mobilisierungswelle wurden bis Sept. 1914 etwa 1,3 Mio. Mann zur k. u. k. Armee einberufen (zusätzl. zur Friedensstärke von 415.000 Mann), eine weitere Mio. Soldaten wurden bis Jahresende aufgestellt. Für die militär. Operationen war der Chef des Generalstabs, F. Gf. Conrad v.Hötzendorf bzw. ab 1.3.1917 Arz v. Straußenburg ) zuständig; Armee-Oberkommandierender war Erzherzog. Friedrich (bis 1. 12. 1916, danach bis zum Waffenstillstand am 3. 11. 1918 Ks. Karl I.).

Obwohl die Mittelmächte keinen gemeinsamen. Kriegsplan ausgearbeitet hatten, begannen die deutschen. Truppen nach dem "Schlieffenplan" mit dem Großteil ihrer Armeen eine Offensive über Belgien nach Nord-Frankreich, mit dem Ziel, Paris im W zu umfassen und einen Großteil des franz. Heers und des brit. Expeditionskorps einzukesseln; danach wollte man mit den ö.-ungar. Truppen das russ. Heer besiegen.

Doch schon ab Mitte Sept. 1914, nach dem Abwehrerfolg der Alliierten in der Schlacht an der Marne, kam der dt. Vormarsch zum Stillstand.

Ab Ende Oktober entstand von der Küste Flanderns bis an die Schweizer Grenze eine durchgehende Front, die im wesentlichen bis Sommer 1918 unverändert blieb, nur unter ungeheuren Opfern konnten von beiden Seiten in Materialschlachten (Verdun, Somme, Ypern, Cambrai) Geländegewinne erzielt werden. Die österreichisch- ungarischen. Armeen trugen die Hauptlast des Kampfs gegen Russland, wobei schon nach wenigen Wochen klar war, dass der russ. Aufmarsch wesentlich schneller in Gang kam als angenommen.

Zu der quantitativen Überlegenheit kam die z. T. hervorragende Ausrüstung der russ. Verbände. Die Herbstschlachten 1914 in Galizien brachten dem k. u. k. Heer enorme Verluste (ca. 500.000 Gefallene, Vermisste und Gefangene), trotz einiger gelungener Operationen (Krasnik, Komarow, Limanowa) gingen weite Teile Galiziens (Verlust Lembergs, Einschließung von Przemysl) verloren, und es kam zum Rückzug auf den nordöstl. Karpatenbogen.

Auch die österreichisch- ungarischen. Balkanstreitkräfte hatten die Kampfkraft des serbischen Heeres erheblich. unterschätzt und konnten in 3 Offensiven Serbien nicht erobern. Ende 1914 standen beide Gegner, durch hohe Verluste erschöpft (jeweils über 220.000 Mann), wieder in der Ausgangsstellung vom August 1914, und ein rasches Kriegsende war nicht absehbar.

Durch die türkische. Kriegserklärung an Russland und Frankreich am 29. 10. 1914 und diejenige Großbritanniens an die Türkei am 5. 11. 1914 wurde der gesamte vorderasiatische Raum zum Kriegsschauplatz, auf dem auch dt. und österreichisch.- ungarischen. Truppen zum Einsatz kamen, in Ostasien (Kriegserklärung Japans an Deutschland am 23. 8. 1914) und in den dt. Kolonien Afrikas hatte bereits im Sommer 1914 der Krieg begonnen und damit weltweiten Charakter angenommen.

Während es an der Balkanfront bis zum Herbst 1915 zu keinen größeren militärischen. Auseinandersetzungen kam, eroberten die Mittelmächte, die ihre Truppen an der Ost- Front nach den schweren Winterschlachten in den Karpaten (Kapitulation der Festung Przemysl mit 120.000 österreichisch- ungarischen Soldaten am 23. 3. 1915) verstärkt hatten, durch ihre Offensive vom 2. 5. 1915 (Durchbruch von Tarnów-Gorlice) ganz Galizien sowie große Teile Polens und Weißrusslands und brachten damit dem russ. Heer schwere Niederlagen bei.

Italien, dessen Ansprüche auf jene Gebiete der Donaumonarchie mit Angehörigen der ital. Volksgruppe immer stärker wurden, lehnte einen österreichisch.- ungarischen. Kompromissvorschlag zur Abtretung von Teilen der Provinz Trient ab
.Nach dem Abschluss des Londoner Vertrags am 3. 5. 1915 kündigte Italien am 4. 5. den Dreibundvertrag und schloss sich mit der Kriegserklärung vom 23. 5. den Alliierten an. Die k. u. k. Kriegsmarine hielt bis Sommer 1918 die weit überlegenen alliierten Seestreitkräfte von einer großen Offensive an der Adria und einer Landung in Dalmatien ab, konnte aber die Sperre der Straße von Otranto nicht durchbrechen. Der Seekrieg wurde von beiden Seiten mit leichten Einheiten bzw. (wie in der Nordsee) durch die Mittelmächte mit U-Booten geführt.

Der uneingeschränkte U-Boot-Krieg ab 1917 brachte zwar der alliierten Handelsschifffahrt vorerst hohe Verluste, der damit verbundene Kriegseintritt der USA trug aber letztlich mit zur Niederlage der Mittelmächte bei.

Zu Land wurde nach der ital. Kriegserklärung eine rund 600 km lange SW-Front gebildet, an der sich von der Schweizer Grenze (Stilfser Joch) in den hochalpinen Regionen bis zu den Julischen Alpen ein Stellungskrieg entwickelte, der nach S bis in das westl. Vorfeld von Triest reichte. War der Gebirgskrieg durch extreme topographische Bedingungen gekennzeichnet, so standen die 11 Isonzoschlachten zwischen. Juni 1915 und Sept. 1917, in denen die italienische Armeen den Durchbruch nach Triest und in das Laibacher Becken verfehlten, den Materialschlachten an der West- Front in nichts nach. In der 12. Isonzoschlacht ab 24. 10. 1917 (Durchbruch von Flitsch-Tolmein) gelang österreichisch.- ungarischen. und deutschen. Truppen die Eroberung Venetiens, bis ital. Verbände, unterstützt von britischen. und französischen. Divisionen, im November. eine neue Front entlang der Piave errichtete.

Auf der Balkanhalbinsel war am 6. 10. 1915 eine österreichisch- ungarischen. und eine deutsche. Armee zum Großangriff gegen Serbien angetreten, dessen Eroberung mit Hilfe von 2 bulgarischen. Armeen (Kriegseintritt Bulgariens auf Seiten der Mittelmächte am 11. 10. 1915) gelang. Eine alliierte Truppenlandung bei Saloniki am 5. 10. verletzte die Neutralität Griechenlands, konnte aber die Besetzung Serbiens und Montenegros bis Jänner 1916 nicht verhindern. Die Front auf dem Balkan stabilisierte sich in Nord- Albanien und entlang der bulgarisch- griechischen Grenze und geriet erst wieder in Bewegung, als Rumänien am 27. 8. 1916 zu den Alliierten übertrat und seine Armeen in Siebenbürgen eindrangen.

In den nächsten 4 Monaten gelang es österreichisch - ungarischen, deutschen und bulgarischen Truppen, das rumänische Heer entscheidend zu schlagen und das Land fast vollständig zu besetzen. Am 29. 6. 1917 trat Griechenland auf alliierter Seite in den Krieg ein.

An der Ost- Front hatte das russische Heer im Sommer 1916 noch einmal große Erfolge gegen die Mittelmächte erzielt (Brussilow-Offensive 4. 6.-29. 8. 1916), doch führten die enormen Verluste und die wirtschaftliche. Notlage im Hinterland zur Revolution vom 12. 3. 1917 (Februarrevolution).

Sie brachte eine bürgerliche. Regierung an die Macht, die noch bis zur bolschewistischen. Oktoberrevolution im November 1917 Russland im Lager der Alliierten beließ; am 9. 3. 1918 schloss die neue russische Regierung in Brest-Litowsk Frieden mit den Mittelmächten.

In den Kriegsjahren 1916 und 1917 hatte sich die Versorgungslage in der Habsburgermonarchie dramatisch verschlechtert.

Während die Rüstungsindustrie ständig ihre Produktion steigerte, zeigten sich bei den Rohstoffen erste Engpässe, und in der Textilproduktion mussten qualitative Abstriche gemacht werden. Bei der Lebensmittelversorgung ging man ab 1916 zu einer immer rigoroseren Zwangsbewirtschaftung über (Ausgabe von Brot- und Mehlkarten im April 1915, 1916 folgten Milch-, Fett- und Kartoffelkarten). Bereits ab Feber. 1915 hatte man versucht, über die Kriegsgetreide- Verkehrsanstalt die Getreidevergabe zentral zu steuern.

Die Verteilung von Agrarprodukten aus der ungarischen. Reichshälfte konnte bis Kriegsende nicht befriedigend gelöst werden, Unterernährung und Krankheitsanfälligkeit der Zivilbevölkerung nahmen ab Ende 1917 erschreckende Ausmaße an.

1916 begann sich auch die innenpolitische. Lage zu verschärfen.

Die Ermordung des Min. -Präs. Karl Graf Stürgkh durch Friedrich Adler am 21. 10. 1916 zeigte die Widerstände gegen die autoritäre Regierung.

Die nationalistischen. Spannungen nahmen zu und wirkten sich in Massendesertionen v. a. tschechischer. Regimenter an der Ostfront und in wirtschaftlich. motivierten Massenstreiks im Jänner 1918 aus. Der Tod Kaisers. Franz Josephs I. am 21. 11. 1916 zeigte sehr bald, dass mit dem Verschwinden dieser Symbolfigur auch die Bindung der Bevölkerung an die Dynastie schwächer wurde, zumal es Kaiser. Karl I. nicht gelang, die innenpolitischen. und wirtschaftlichen. Schwierigkeiten zu lösen und den Krieg trotz zahlr. Friedensbemühungen (Sixtus Affäre) zu beenden.

Der Kriegseintritt der USA am 6. 4. 1917 (die Kriegserklärung an Österreich- Ungarn erfolgte erst am 7. 12. 1917) brachte eine weitere Überlegenheit der Alliierten, die sich allerdings erst im Frühjahr 1918 auswirkte, und ein aktives politisches. Eingreifen in die Kriegszielpolitik.

Die "14 Punkte" von US-Präsident. W. Wilson für eine gerechte europ. Nachkriegsordnung betrafen die Habsburgermonarchie massiv: Grenzberichtigungen gegenüber Italien nach nationalem Besitzstand, die autonome Entwicklung der Völker Österreich-Ungarns und die Räumung der besetzten Balkanstaaten waren darin vorgesehen.

Vorstufe war die Anerkennung des tschechischen. Exil- Nationalrats in Paris als Regierung eines befreundeten Staates am 29. 6. 1918.

Die Hoffnungen, die, die Mittelmächte auf den Friedensschluss im Osten gesetzt hatten, erfüllten sich nicht.

Die Lebensmittellieferungen aus der Ukraine blieben weit hinter den Erwartungen zurück und konnten den Bedarf der Armeen und des Hinterlands nicht decken.

Die am 15. 6. 1918 begonnene Piaveoffensive des k. u. k. Heeres scheiterte ebenso wie die letzte Offensive des deutschen. Heeres an der West- Front (21. 3. 1918).

Auf dem Balkan wurden am 26. 9. 1918 die Bulgaren zur Kapitulation gezwungen; im Nahen Osten standen die türkischen. Streitkräfte vor der Auflösung.

Da der militärische. und wirtschaftliche. Zusammenbruch absehbar war, entschloss sich Kaiser Karl am 14. 9. 1918 zu einer Friedensnote an die Alliierten.

Als diese abgelehnt wurde, begann mit großer Schnelligkeit der Zerfall der Donaumonarchie.

Bereits am 6. 10. 1918 wurde in Zagreb ein "Südslawischer. Nationalrat" gebildet, am 21. 10. 1918 konstituierte sich in Wien die Provisorische Nationalversammlung für "Deutsch -Österreich", am 28. 10. 1918 wurde in Prag der tschechoslowakische Staat proklamiert, während einen Tag später die Vereinigung der südslawischen. Gebiete mit Serbien und Montenegro verkündet wurde.

Das Völkermanifest Kaiser Karls vom 16. 10. 1918 blieb ohne Wirkung.

Die am 24. 10. 1918 losbrechende Offensive der Alliierten an der Piave führte zu Auflösungserscheinungen in der k. u. k. Armee, da nun auch mehrheitlich ungarische. Verbände die Front verließen.

Der am 3. 11. 1918 abgeschlossene Waffenstillstand von Villa Giusti (bei Padua) sollte erst am 4. 11. in Kraft treten, gleichwohl befahl das k. u. k. Armee-Oberkommando die sofortige Einstellung der Kampfhandlungen

Dadurch gelang es den ital. Verbänden, bis 11. 11. 1918 noch 356.000 Angehörige der k. u. k. Armee gefangen zu nehmen.

Ital. Verbände rückten bis 20. 11. 1918 nach Nord-Tirol. vor, während bayerische. Truppen noch versuchten, eine neue Süd- Front gegen Deutschland, die aufgrund der im Waffenstillstand geforderten alliierten Bewegungsfreiheit innerhalb der Monarchie drohte, zu verhindern.

An der West- Front musste Deutschland am 11. 11. 1918 einem Waffenstillstand zustimmen.

Kaiser Karl I. legte am 4. 11. 1918 die Befehlsgewalt über das Armee - Oberkommando nieder (Nachfolger H. v. Kövess), verzichtete am 11. 11. auf seinen Regierungseinfluss und enthob die letzte kaiserliche. Regierung ihres Amts.

Am 12. 11. 1918 erfolgte die Ausrufung der "Republik Deutsch-Osterreich" vor dem Parlament in Wien.

Der für Österreich- Ungarn 1563 Tage dauernde Erste Weltkrieg hatte dem k. u. k. Heer mehr als 1 Mio. Tote und dauernd Vermisste (davon verstarben rd. 400.000 in russ., rd. 50.000 in serb. und mehr als 30.000 in ital. Gefangenschaft), 1,943.000 Verwundete und 1,2 Mio. Kriegsgefangene, die oft erst nach Jahren heimkehrten, gekostet. Die Kriegskosten sollen ca. 90 Mrd. Kronen betragen haben, die Staatsverschuldung war von Juli 1914 bis November. 1918 von 13 auf 72 Mrd. Kronen gestiegen, die Inflation betrug 1914-24 1400 %. Die Verarmung weiter Bevölkerungsteile, verbunden mit tief greifenden sozialen. und wirtschaftlichen. Problemen war die Folge.

Die Friedensverhandlungen:

1919 fanden die Friedensverhandlungen statt. Der Friedensvertrag soll für politische Ordnung sorgen. Die Sieger zeigten aber gegenüber den Besiegten besondere Härte.

Den Achsenmächten wurde die alleinige Schuld am Krieg zugewiesen. Sie wurden nicht zu den Verhandlungen eingeladen, sondern die Ergebnisse wurden ihnen einfach vorgelegt.

Deutschland und Österreich wurden gezwungen, die Verträge zu unterschreiben.

Dies passierte für Deutschland in Versailles und für Österreich in St. Germain.

Die Verträge waren für die Mittelmächte besonders hart.

Sie mussten für alle Schäden und Kosten des Krieges aufkommen.

Deutschland muss Elsass - Lothringen abtreten und verliert große Gebiete im Osten. Österreich muss auf viele deutschsprachige Gebiete, wie Südtirol und Teile der Untersteiermark verzichten.

Die Neuaufteilung Europas:

Österreich splittert sich auf Ungarn, Jugoslawien, Rumänien, Bulgarien und der Tschechoslowakei auf.

An Italien verliert es Südtirol, Triest und Istrien. Polen entsteht aus Teilen von Österreich, Russland und Deutschland.

Aus Teilen von Russland entsteht Estland, Lettland und Litauen.

Deutschland verliert Gebiete an Dänemark und an Frankreich Elsass - Lothringen.

Bilanz des 1. Weltkrieges:

Insgesamt standen 65 Millionen Soldaten unter Waffen. Insgesamt gab es etwa 8,5 Millionen Gefallene. Von den 65 Millionen Soldaten wurden etwa 21 Millionen verwundet. Ein Großteil davon blieb für sein Leben invalid.

7,8 Millionen Soldaten gerieten in Kriegsgefangenschaft oder wurden vermisst. Ein Teil der Vermissten ist zu den Gefallenen zuzuzählen. Die zahllosen Opfer unter der Zivilbevölkerung sind hier nicht berücksichtigt. Denn die Menschen, die etwa an Seuchen und Unterernährung starben, zählte man nicht zu den Kriegsopfern...
Filmeinstellungen, Drehbuch, 1. Schritt:

1)

Was versteht man unter der "zweiten industriellen Revolution"?

Industrielle Revolution: 1880 – 1910; Chemie, Elektrotechnik, Verbrennungsmotor, Erdöl (USA wird führende Nation);

Die Elektrotechnik revolutioniert das Nachrichtenwesen:

1837 erfand Morse einen Schreibtelegrafen; Bell konstruierte 1872 das erste Telefon;

Vom elektrischen Licht zur modernen Elektrotechnik:

Glühlampe von Edison (1881), sowie Batterie, Grammophon, Filmkamera, elektrische Spielzeugeisenbahn uvm.; Siemens – Entwicklung des Dynamos (= Erfindung der Starkstromtechnik);

Der Beginn des Automobilzeitalters:

1860 lief bereits der erste, primitive Gasmotor des Franzosen Lenoir. Die Deutschen August Otto und Gottfried Daimler konstruierten bald darauf den ersten Viertaktmotor (1876), dessen Arbeitsprinzip bis heute Gültigkeit hat. Zur gleichen Zeit baute der Österreicher Siegfried Marcus den ersten Kraftwagen mit Benzinmotor.

Diese rasante Entwicklung war allerdings erst möglich geworden, weil man seit Mitte des 19. Jh. neue Energiequellen zu nutzen begann: das Erdöl!

Männer gehen in die Luft:
An der Wende zum 20. Jh. – Heißluftballon mit Menschen an Bord; lenkbares Luftschiff (Zeppelin).
2)

Das 19. Jahrhundert (1880-1914) wird geprägt durch den Imperialismus.

Imperialismus: = Bestrebung einer Großmacht, ihren politischen, militärischen und wirtschaftlichen Macht- und Einflussbereich ständig auszudehnen.

2 wesentliche Richtungen und deren Auswirkungen sind:

Finanzielle Richtung – Hochkapitalismus

Militärische Richtung – Weltkrieg

Die europäischen Großmächte streben danach, möglichst viele Kolonien in anderen Kontinenten zu erobern – Machtprestige, neue Rohstoffe, idealistische Motive = Missionierung;

Der Kampf um die Kolonien führt letztendlich zum 1. Weltkrieg.

Faktoren des Imperialismus

Industrialisierung und Welthandel schufen die ökonomischen Grundlagen und das Kapital für die imperiale Expansion. Im Einzelnen wirkten jedoch eine Vielzahl von Faktoren zusammen.

Die Kolonien galten als:

· Märkte für die Industrieproduktion 

· Rohstofflieferanten 

· Anlagemöglichkeiten für das Kapital 

· Siedlungsräume für die Bevölkerung 

Die vielen Formen des Imperialismus hatten auch gemeinsame Merkmale: Nationalismus und Rassismus.

Der Glaube an die Überlegenheit der eigenen Nation und der weißen Rasse war in Europa und in den USA weit verbreitet.

3)

Am 23. Mai 1915 erklärte Italien an Österreich - Ungarn den Krieg.

Vom österreichisch – schweizerisch - italienischen Dreiländereck in Nähe des Stilfser Jochs bis zur Adria westlich von Triest verlief mit einem Male eine neue Front, die Österreich vom Süden her direkt bedrohte - und kaum ein Soldat befand sich an dieser Grenze.

Nur Gendarmen und Zollbeamte hielten Wacht im künftigen Kriegsgebiet. Die Kaiserjäger und Landesschützen - der späteren Kaiserschützen - standen an den Fronten in Galizien und Serbien und hatten bereits hohe Verluste erlitten. Nur die Männer über 45 und die Jugendlichen unter 18 Jahren waren in Tirol zurückgeblieben. Die aus halbtauglichen, unausgebildeten und älteren Männer bestehenden Arbeitskolonnen wurden fürs Erste zu Landsturmbataillonen formiert und mit Gewehren bewaffnet. 22 dieser Bataillone sicherten nun die 500 Kilometer lange Alpengrenze Tirols, während auf der anderen Seite die italienische Armee 43 Divisionen kampfbereit machte

Gleichzeitig besann sich Österreich auf seine Standschützen. Das waren Mitglieder der örtlichen Schützengesellschaften, die seit 1632 eine Tiroler Landwehr bildeten. Es erschienen 30.000 Mann - Bauern, Handwerker, Bergführer. Es kamen Halbwüchsige von 16 Jahren und Greise mit weißen Bärten. Als erste Einheit kam die Standschützenkompanie Stilfs zum Einsatz. Sie stieg bereits am 21. Mai 1915 - 120 Mann stark zum Kleinboden auf. Am 04. Juni 1915 nahmen sie im Handstreich den vom Feind besetzten Großen Scorluzzo.

Deutschland entsandte als erste Notmaßnahme das eilends aus Eliteverbänden zusammengestellte Deutsche Alpenkorps. Kommandeur war General der Artillerie Krafft von Dellmensingen.

Von der Schweizer Grenze bis nahe an den Gardasee heran verlief die Front auf einer Länge von 100 Kilometern fast ausschließlich durch das ewige Eis und auf Höhen über 3.000 Meter. Der Tonale - Pass mit 1.900 Metern war einer der niedrigsten Punkte.

Zum Frontgebiet gehörte der höchste Berg des damaligen Österreichs, der 3.905 Meter hohe Ortler. Man bohrte Tunnels durch das Eis, aus denen heraus Feindstellungen angegriffen wurden. Aus Eistunneln von mehreren Kilometern Länge brachen österreichische Stoßtrupps hervor und eroberten die italienischen Stellungen auf dem Gipfel der Hohen Schneid

(3.431 m) und auf der Trafojer Eiswand (3.568 m).

Der furchtbarste Feind der Bergsoldaten war die Lawine. So lautete eine Tagesmeldung des Standschützenbataillones  Schlanders: Schneedecke 8 Meter, Temperatur -40 Grad. Riesenlawine verschüttete sämtliche Zugänge. 13 Tote, darunter 4 Standschützen. Weil die Gipfel auf immer schwierigere Weise erobert werden mussten, begann ein teuflischer Krieg in tieferen Lagen: Minierstollen wurden unter die Feinstellungen vorgetrieben, mit Sprengstoff gefüllt und gezündet. Der Gipfel zerbarst mitsamt der Besatzung.

Am frühen Morgen des 23. Septembers 1916 flog der Gipfel des Monte Cimone in die Luft. Um 06.00 Uhr besetzten die Österreicher die Trümmerstätte im italienischen Granathagel, während unter den Trümmern noch verschüttete italienische Soldaten lagen. Ein österreichischer Hauptmann begab sich als Parlamentär durch die Linien und bat um Waffenruhe zum Bergen der Verschütteten.

Der italienische Kommandant lehnte unbegreiflicherweise ab

Die Soldaten des Salzburger 59. Infanterieregimentes- die Rainer - setzten daraufhin ihr eigenes Leben ein, um die Italiener mitten im Feuer zu retten. Bis zum 02. Oktober holten sie 90 Verwundete und völlig erschöpfte Gegner aus den Trümmern hervor.

Für die geborgenen italienischen Verwundeten, waren die österreichischen Soldaten - Helden.
Mit der siegreichen Österreichisch - Ungarischen Piave - Offensive löste sich im Spätherbst 1917 die Gebirgsfront auf.

 
2. Schritt 1923 ( Zeit von 1918 – 1926 )

Art. 1: Deutschusterreich in seiner durch den Staatsvertrag von Saint- Germain bestimmten Abgrenzung ist eine demokratische Republik unter dem Namen " Republik Österreich".

Die Republik Österreich übernimmt jedoch - unbeschadet der im Staatsvertrag von Saint-Germain auferlegten Verpflichtungen - keinerlei Rechtsnachfolge nach dem ehemaligen Staate Österreich, das ist den "im Reichsrat vertretenen Königreichen und Ländern".

Staatsgesetzblatt Nr. 484 vom 21.10.

	

	Erste Republik


Proklamierung der Republik von der Rampe des Parlaments in Wien am 12. November 1918.

Erste Republik: Die Geschichte der Ersten Republik begann mit dem 12. 11. 1918, dem Tag der Ausrufung der Republik " Deutsch Österreich" durch die Provisorische Nationalversammlung, zu der sich alle deutschsprachigen Abgeordneten des 1911 gewählten Reichsrats am 21. 10. 1918 zusammengeschlossen hatten.

Am 31. 10. hatte H. Lammasch, der letzte österreichische Ministerpräsident, die Regierungsgeschäfte einem aus den 3 Präsidenten und 20 Mitgliedern (aller Parteien) der Provisorischen Nationalversammlung bestehenden Staatsrat übergeben, und am 11. 11. 1918 hatte Kaiser Karl "auf jeden Anteil an den Staatsgeschäften" verzichtet. Der Sozialdemokrat K.Renner  bildete als Staatskanzler eine Konzentrationsregierung aus allen Parteien.

Die am 16. 2. 1919 gewählte Konstituierende Nationalversammlung beschloss die erste rein parlamentarische Bundesverfassung, die am 1. 10. 1920 in Kraft trat. Rot – Weiß - Rot, die ehemaligen Babenbergerfarben, wurden die Staatsfarben ( Wappen ).

Der geplante Anschluss der jungen Republik an das Deutsche Reich (Anschluss) wurde von der Pariser Friedenskommission 1919 untersagt. Am 24. 3. 1919 musste Exkaiser Karl mit seiner Familie Österreich verlassen, da er sich weigerte, in aller Form auf den Thron zu verzichten. Die Nationalversammlung beschloss daraufhin am 3. 4. 1919 die Landesverweisung und Enteignung des Hauses Habsburg -Lothringen ( Habsburger Gesetze ) und die Abschaffung des Adels.

Am 10. 9. 1919 musste die Nationalversammlung den Bestimmungen des Friedensvertrags von Saint  Germain  zustimmen, den Staatskanzler Renner am 25. 10. 1919 unterzeichnete und der Österreich die Kriegsschulden der alten Monarchie aufbürdete.

Die Bezeichnung "Deutschösterreich" wurde verboten, das Burgenland Österreich zuerkannt, Südkärnten blieb aufgrund einer Volksabstimmung 1920 bei Österreich ( Kärntner Abwehrkampf, Kärntner Volksabstimmung), Südtirol dagegen musste ohne jede Abstimmung mit 230.000 Österreichern an Italien abgetreten werden. Österreich verblieben rund 12 % des Gebiets der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie.

 

Damit stand der junge Staat vor großen wirtschaftlichen Problemen.

Zu diesen Schwierigkeiten der unmittelbaren Nachkriegsjahre, gekennzeichnet durch Hungersnot, Kohlenmangel, Inflation, Arbeitslosigkeit, kamen bald innenpolitische Spannungen zwischen den Parteien, als am 10. 6. 1920 die seit dem Oktober 1918 bestehende Koalition mit den Sozialdemokraten von den Christlichsozialen aufgekündigt wurde. Die Sozialdemokraten schieden am 22. 10. 1922 aus der Regierung aus und standen von nun an bis zur Auflösung ihrer Partei 1934 in Opposition.

 

Am 16. 12. 1920 wurde Österreich in den Völkerbund aufgenommen.

Bundeskanzler Seipel  schloss am 4. 10. 1922 eine Völkerbundanleihe  auf 20 Jahre in der Höhe von 650 Millionen Goldkronen ab, die mit einer internationalen Finanzkontrolle Österreichs (bis 1926) verbunden war. 1924 wurde die neue Schilling- Währung eingeführt; sie leitete die allmähliche Sanierung der österreichischen Wirtschaft ein.

Die ersten großen Wasserkraftwerke (Partenen in Vorarlberg, Partenstein in Oberösterreich, Teigitsch-Kraftwerke in der Steiermark) konnten errichtet, Teilstrecken der Bundesbahnen elektrifiziert, das Straßennetz erweitert und erneuert werden (Gaisbergstraße 1929, Großglockner-Hochalpenstraße und Wiener Höhenstraße 1935, Packstraße 1936), der soziale Wohnbau wurde in Wien aufgenommen, die Industrialisierung vorangetrieben, die Produktion der Landwirtschaft beträchtlich erhöht (1937 bestritt die Landwirtschaft bereits 81 % der Nahrungsmittelversorgung; ihre Mechanisierung nahm zu). Eine wesentliche Rolle begann auch der Fremdenverkehr als Devisenbringer zu spielen. 1921 wurde die Wiener Messe gegründet. Der Export von Fertigwaren (Holz, Holzwaren, Eisen, Stahl, Papier, Textilien, Milchprodukte) wirkte sich günstig auf die Außenhandelsbilanz aus. Schon 1925 wies der Staatshaushalt einen Gebarungsüberschuss von 76,5 Millionen Schilling auf, und 1927 war die Währung durch den Gold- und Devisenbestand der Nationalbank bereits zu 70 % gedeckt.

Dennoch war die österreichische Wirtschaft weiterhin schweren Belastungen ausgesetzt; da das notwendige Kapital im eigenen Land nicht aufgebracht werden konnte, musste es aus dem Ausland beschafft werden, wodurch sich Österreich weitgehend fremdem politischen Einfluss aussetzte. Von den rund 250.000 Beamten mussten 100.000 entlassen bzw. vorzeitig pensioniert werden. Die Eisenbahnen hatten 1919 rund 75 % ihres ehemaligen Streckennetzes verloren, übrigblieben vor allem die kostspieligen Gebirgsstrecken; für den Bezug der fehlenden Steinkohlen mussten beträchtliche Devisen aufgewendet werden.
Beachtlich waren die Leistungen auf dem Gebiet der Sozialgesetzgebung, womit sich Österreich an die erste Stelle der sozial fortgeschrittenen Staaten Europas setzte: Achtstundentag, Betriebsräte, Arbeitslosenversicherung und Altersversorgung wurden eingeführt, der Mieterschutz blieb aufrecht.

Der Sozialdemokrat F. Hanusch  und der Christlichsoziale J.Resch kämpften erfolgreich für das Angestellten-, das Arbeiterurlaubs-, das Hausgehilfen- und das Invalidenbeschäftigungsgesetz sowie für Kollektivverträge. Fürsorge- und Gesundheitswesen wurden modern geregelt, Schulzahnkliniken, Mutterberatungsstellen und Fürsorgestellen eingerichtet, neue Sportanlagen, Bäder und moderne Kindergärten eröffnet.

In Kunst und Wissenschaft konnte der junge Staat mit der alten Metropole Wien seine überragende Stellung weiter behaupten. Wiener Burgtheater, Oper und Operette und die von M. Reinhardt , H. von Hofmannstal  und R.Strauss  gegründeten Salzburger Festspiele trugen den Namen Österreichs in alle Welt, die Werke der österreichischen Dichter A.Wildgans, H. von Hofmannsthal, F.Werfel , S. Zweig , R.Musil  , F. Kafka , H.Broch   und J.Roth   gingen in die Weltliteratur ein. Für die Leistungen der Wissenschaft zeugen die Nobelpreisträger K. Landsteiner , . Schrödinger  und J.Wagner Jauregg  . O. Glöckel   und seine bahnbrechende Wiener Schulreform verfolgten den zeitgemäßen Umbau des Bildungswesens; die Volksbildungsarbeit ergriff durch Volkshochschulen und Volksbüchereien weite Kreise der Bevölkerung, die Tätigkeit der landwirtschaftlichen Berufsschulen wirkte ebenso in die Breite.

Während sich die wirtschaftliche und kulturelle Lage der Ersten Republik allmählich konsolidierte, verschärften sich die Gegensätze zwischen der bürgerlichen und der sozialistischen Seite von Jahr zu Jahr. Beide großen Parteien gründeten bewaffnete Wehrverbände, die Frontkämpferorganisationen entstanden ab 1920 und die Heimwehren 1921-23, der Republikanische Schutzbund 1923. Das Linzer Programm , die Entwicklung des Austromarxismus , die Verstärkung der Heimwehrbewegung und des Austrofaschismus   kennzeichneten die Lage. Der Freispruch im Schattendorfer Prozess   beschwor die Wiener Julirevolte   und den Justizpalastbrand von 1927 herauf.

Der Verlauf dieser Ereignisse hatte die Sozialdemokraten geschwächt und die Heimwehr  gestärkt, sodass unter deren antiparlamentarischen Druck 1929 eine Verfassungsänderung durchgeführt werden konnte, die dem Bundespräsidenten auf Kosten des Nationalrats mehr Macht einräumte. Er sollte nun direkt vom Volk gewählt werden und nicht mehr auf bloße Repräsentationsfunktionen beschränkt sein, seither ernennt er die Mitglieder der Bundesregierung und kann das Parlament auflösen und Neuwahlen ausschreiben.

.Filmeinstellungen, Drehbuch, 2. Schritt:
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	Burgenlandnahme, 1921.
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	Hans Kelsen, Schöpfer der österreichischen Bundesverfassung von 1920.
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	Erster Mai-Aufmarsch auf der Ringstraße in Wien, 1922.
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	Bundespräsident Michael Hainisch, um 1926.
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	Sozialer Wohnbau, um 1926.
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	Julirevolte, Brand des Justizpalasts, 15.7.1927.
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	Hunger in Österreich, 1929.
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	Außenminister Johann Schober über die 2. Haager Konferenz, 1930.


 

Der 3. Schritt 1933 ( Zeit von 1927 – 1938 ) Krisenzeit.
Erste Republik 1927-1938

Die 1929 ausgebrochene Weltwirtschaftskrise brachte auch Österreich in neue wirtschaftliche Schwierigkeiten. Fabriken mussten geschlossen werden, die Zahl der unterstützten Arbeitslosen stieg von 264.148 im Februar 1929 auf 401.321 im Februar 1933, dazu kamen jeweils rund 100.000 nicht unterstützte Personen, so genannte Ausgesteuerte. Der Zusammenbruch der Creditanstalt 1931 verschlechterte die wirtschaftliche Lage noch mehr.

Eine Erleichterung für Österreich war die auf der Haager Konferenz 1930 ausgesprochene Befreiung von den Reparationspflichten, den Forderungen der Nachfolgestaaten und dem Generalpfandrecht. 1932 musste Österreich eine neue Völkerbundanleihe in der Höhe von 300 Millionen Schilling aufnehmen (Vertrag von Lausanne). Der Versuch J. Schobers , eine Zollunion mit Deutschland zu errichten (1931), scheiterte am Einspruch Frankreichs, Italiens und der Tschechoslowakei.

Als am 4. 3. 1933 alle 3 Präsidenten des Nationalrats aus abstimmungstechnischen Gründen ihr Amt nacheinander niederlegten, erklärte am 7. 3. die Regierung Dollfuß, der Nationalrat habe "sich selbst ausgeschaltet".

Damit war die parlamentarische Demokratie der Ersten Republik beendet;

E. Dollfuß  verhinderte, dass der Nationalrat wieder zusammentrat, und regierte seither unter Berufung auf das kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz aus 1917 autoritär mit Hilfe von Regierungsverordnungen.

Im gleichen Jahr wurden der Republikanische Schutzbund, die Kommunistische Partei und die Nationalsozialistische Partei (die beide im Parlament der Ersten Republik nie über ein Mandat verfügt hatten) sowie der Steirische Heimatschutz verboten.

Im Mai 1933 wurde die Vaterländische Front  gegründet. Infolge des bewaffneten Widerstands von Schutzbündlern in Linz gegen nach Waffen suchende Exekutivorgane und Heimwehrleute kam es am 12. 2. 1934 zur Erhebung des Republikanischen Schutzbunds und zum offenen Bürgerkrieg (Februarkämpfe).

Am 1. 5. 1934 rief Dollfuß mit der Maiverfassung  1934 den

"Christlichen deutschen Bundesstaat Österreich auf berufsständischer Grundlage" aus und machte die Vaterländische Front zum "alleinigen Träger der politischen Willensbildung"; die gesetzgebenden Körperschaften sollten Staatsrat, Bundeskulturrat, Bundeswirtschaftsrat und Länderrat sein (Ständestaat).

Inzwischen begann die drohende Gefahr des Nationalsozialismus  für Österreich immer gefährlichere Formen anzunehmen. Am 27. 5. 1933 hatte die nationalsozialistische deutsche Reichsregierung die "1000-Mark-Sperre" erlassen; jeder Deutsche, der nach Österreich reisen wollte, musste 1000 Mark erlegen (1932 waren 40 % der ausländischen Touristen in Österreich Deutsche).

In Österreich selbst setzte eine Welle von Terror und Sabotageakten der NSDAP ein. Bei dem am 25. 7. 1934 misslungenen Putschversuch der Nationalsozialisten wurde Bundeskanzler Dollfuß ermordet ( Juliputsch ). –

1934 wurden zwischen Österreich, Italien und Ungarn die so genannten Römischen Protokolle  unterzeichnet, die die Aufrechterhaltung der Eigenstaatlichkeit Österreichs zum Ziel hatten. Ihnen ging die Drei – Mächte - Garantie (Großbritannien, Italien, Frankreich) für Österreichs Unabhängigkeit voraus.

Aber im österreichisch - deutschen Verständigungsabkommen vom 11. 7. 1936 (Juliabkommen) verpflichtete sich Österreich bereits, seine "Außenpolitik als zweiter deutscher Staat zu führen".

Am 10. 10. 1936 löste K. Schuschnigg, der 1934 Nachfolger von Dollfuß als autoritärer Bundeskanzler geworden war, alle Wehrverbände auf, nachdem er am 1. 4. 1936 ein Gesetz über die Einführung der allgemeinen Dienstpflicht erlassen hatte. Die weitere Politik Hitlers  und des faschistischen Italien unter B. Mussolini ("Achse Berlin- Rom") machten die Römische Protokolle unwirksam. Bei der Begegnung Hitlers mit Schuschnigg in Berchtesgaden am 12. 2. 1938 drohte Hitler mit dem sofortigen Einmarsch deutscher Truppen in Österreich, falls seine Forderungen (unter anderem Amnestie für die verhafteten Nationalsozialisten, Aufnahme nationalsozialistischer Minister in die österreichische Regierung) nicht sofort erfüllt würden.

Den Aufruf Schuschniggs an das Volk zu einem Volksentscheid über die Unabhängigkeit Österreichs beantwortete Hitler mit sich überstürzenden Ultimaten, denen sich Schuschnigg am Abend des 11. März 1938 beugte:

Er verzichtete auf Widerstand, "weil wir um keinen Preis deutsches Blut zu vergießen gesonnen sind", trat zurück und übergab die Regierung dem von Deutschland namhaft gemachten Nationalsozialisten A. Seyß Inquart .

In der Nacht vom 11. zum 12. März marschierte deutsches Militär in Österreich ein.

Am 13. 3. 1938 verkündete Hitler in Linz die "Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich" ( Anschluss ).
Der österreichische Bundespräsident W. Miklas  wurde am 13. 3. 1938 zur Abdankung veranlasst.

Großbritannien, Frankreich und das mit dem Ständestaat befreundete Italien Mussolinis hatten keine ihrer Garantieerklärungen erfüllt, sondern tatenlos den Gewaltakt zur Kenntnis genommen.

Der Völkerbund schwieg ebenfalls.

Als einziger Staat protestierte Mexiko

Filmeinstellungen, Drehbuch, 3. Schritt:

4)

Die Festungsfront "Oder – Warthe - Bogen".

Zu den ersten Anlagen, die zwischen April 1934 und März 1935 gebaut wurden, gehörten 14 so genannte "Hindenburgstände". Diese kleinen Bunker bestanden aus Ziegelmauerwerk und Eisenbeton. Zur Bewaffnung gehörten je ein Maschinengewehr sowie je eine Panzerabwehrkanone (Pak), welche im Bunker nur untergestellt war. Im Verteidigungsfall musste deshalb die Pak in eine offene Feldstellung seitlich des Bunkers gezogen werden.

Der Festungsausbau wurde durch die III. Inspektion für Befestigungen mit Sitz in Küsterin geleitet. Die Arbeiten im Gelände wurden durch zwei Festungs-Pionier-Stäbe in Sternberg und Zielenzig geführt. Die Leitung dieser Stäbe beschäftigte Baufachfirmen und Arbeitsgruppen des RAD (Reichsarbeitsdienst). Die Intensivierung der Arbeiten auf dem Gebiet der Oder – Warthe - Festungsfront war in dieser Zeit verbunden mit der Genehmigung Hitlers für den Ausbau dieses Abschnittes als Kern der deutschen Befestigung im Osten. Adolf Hitlers persönliches Interesse am Fortschritt der Arbeiten wurde durch seinen Besuch am 30.10.1935 unterstrichen.

Den Zeitraum für den Ausbau bestimmte Hitler eine Woche nach seiner Rückkehr von der Festungsfront "Oder – Warthe - Bogen". Sie sollte ursprünglich 15 Jahre betragen. Die Frontanlage sollte 110 Kilometer lang bei einer Tiefe von drei Kilometern sein.

Die Stärke sollte zwei Infanteriedivisionen von ca. 35.000 Mann betragen, wovon ein Drittel als ständige Besatzung vorgesehen war. Später verkürzte man die Bauzeit auf zehn Jahre, im Jahr darauf auf sechs Jahre und schließlich auf vier Jahre.

Die Konzeption der Festungsfront sollte zu einem solchen starken Ausbau führen , dass sie einem gegnerischen Angriff mit den stärksten Mitteln auf unbegrenzte Zeit widerstehen konnte. Dazu sollten die speziellen Festungstruppen mit den modernsten technischen Mitteln ausgestattet werden wie z.B. dem ersten Maschinengranatwerfer (M19) der Welt.

Der Ausbau der Verteidigungsanlagen wurde unterschieden in: Festungsmäßigen und Stellungsmäßigen Ausbau.

Dazu gehörten Einzelwerke, Werkgruppen, Panzerbatterien und dergleichen.

Des Weiteren gab es eine Vielzahl von Beobachtungskuppeln, Schartenplatten und anderen Festungsbauelementen.

5)

Ostwallimpressionen

Bereits in der "Verbotszeit" begann man, in der für den A- Fall vorgesehenen Nischlitz-  Obra-  Linie (zwischen Großem Nischlitzsee bis zum Flusslauf der Obra und entlang deren Flusslaufs bis zur Einmündung in die Warthe bei Schwerin) einzelne Schartenstände in der Ausbaustufe C (60 cm) zu errichten. 1934 begannen im Südabschnitt bis hin zur Oder Erkundungen um die Armierungszone durch weitere Bauwerke stärkerer Bauart zu verstärken und die natürlichen Wasserhindernisse durch künstliche zu ergänzen.
Bis 1937 wurden im Zuge dieser Ausbaumaßnahmen 33 Grabenabschnitte, 9 Stauanlagen und ein Ablasswerk errichtet. Durch diese Maßnahmen entstand im südlichen Bereich bis zur Oder ein 18 km langer Bereich mit Wasserhindernissen, dessen Hauptwasserreservoir der Grosse Nischlitzsee darstellte. Der Wasserzufluss wurde durch ein Ablasswerk, das Wasserschloss 602, am Südabfluss des Sees (Ausbaustärke A) geregelt.
In diese Stauräume wurden auch Wasserhindernisse integriert um ein Übersetzten mit Booten zu verhindern.
In den Jahren 35 - 36 wurden auch die meisten Dreh- und Kipprollbrücken im FFOWB errichtet. Zeugnis von den Baujahren geben Wandinschriften in den Maschinenräumen dieser Brückenbauten.

Wenn die Befestigung des Oder- Warthe- Bogens aber einen wirksamen Sperr-Riegel vor Berlin darstellen sollte, war dieser eher stellungsmassige Ausbau mit Wasserhindernissen völlig unzureichend. Bereits 1933 entstand die Konzeption eines in die Tiefe gestaffelten Festungs-Kampffeldes.
Am 15. Oktober 1935 wurde diese Konzeption von dem damaligen Oberbefehlshaber des Heeres Generaloberst v. Fritsch im Beisein des Inspekteurs der Pioniere und Festungen O.W. Förster, Hitler vor Ort vorgetragen und von diesem genehmigt. Diese Zustimmung führte zum Ausbau des stärksten deutschen Befestigungssystems.
Im Sommer 1936 begannen dann die Aktivitäten zum Ausbau der Festungsfront

Oder- Warthe- Bogen in einer Gesamtlänge von ca. 90 km.

(Ab diesem Zeitpunkt ist eigentlich erst von der FFOWB zu sprechen.)

Schwerpunkt der FFOWB sollte, aufgrund des hier befindlichen Höhengeländes und den damit günstigen Voraussetzungen für Schussfelder und Artilleriebeobachtung, aber auch völliges Fehlen natürlicher Panzerhindernisse, ein ca. 15 km breiter Abschnitt (Zentralabschnitt) ostwärts Hochwalde (Wysoka) werden. Hier sollten 1/3 der geplanten Kampfanlagen errichtet werden, von denen ein großer Teil (51 Panzerwerke und 4 PzBatterien von 111 projektierten Werken) durch ein umfangreiches Hohlgangssystem verbunden werden sollte.
Im Einzelnen waren hier vorgesehen: 15 A- Werke, 13 A1 "Schweige- Werke, 79 B- Werke und 4 Panzerbatterien in A. In Nord- und Südabschnitt sollten die restlichen 2/3 der geplanten Panzerwerke errichtet werden, so dass insgesamt ca. 330 Anlagen geplant waren. Die Bauwerke der Nischlitz- Obra- Linie wurden dabei in die FFOWB integriert.

Tatsächlich wurde der Vollausbau nie erreicht. Fertiggestellt wurden insgesamt 83 B- Werke und 14 sogenannte "Hindenburgstände" (MG- Schartenstand mit Pak- Unterstellraum in C), von denen 21 B- Werke, im Zentralabschnitt, an das ca. 35 km lange Hohlgangssystem angeschlossen wurden. Begonnen, jedoch unvollendet blieb 1 PzBatt. in A (Pzbatt. 5)
Eine gewisse Tiefe, so dass man von einem "Festungskampffeld" sprechen könnte, wurde lediglich im Abschnitt Hochwalde mit den PzWerken 773, 775 und 778 erreicht. Ansonsten ist die Festungsfront Oder- Warthe- Bogen, wie diese Bezeichnung treffend ausdrückt, eine "Festungsfront", also eine lineare Befestigung ohne Tiefe, geblieben.

Das abrupte Ende der Baumassnahmen an der FFOWB kam am 4. Juli 1938. Nachdem Hitler im Mai 1938 den Fortgang der Bauarbeiten am OWB kontrolliert hatte und bereits dort vor Ort ein vernichtendes Urteil über die Form und den Wert dieser dort errichteten Anlagen gefällt hatte ("wertlose Mausefallen ohne Feuerkraft mit ein oder zwei kümmerlichen MG- Türmen" oder "Festungen, die nur der Konservierung von Nichtkämpfern dienen") folgte am 1. Juli 1938 seine denkwürdige "Denkschrift zur Frage unserer Festungsanlagen" und damit verbunden, der sofortige Baustop des Ausbaus an der FFOWB am 4. Juli 1938. In dieser Denkschrift erklärt Hitler seine neuen Überlegungen über die Ausbildung von Befestigungen. Mitgetragen hat seinen Entschluss zum sofortigen Baustop sicherlich auch die Entscheidung der Errichtung einer Befestigung im Westen (Westwall), die er zu diesem Zeitpunkt als wesentlich wichtiger erachtete und das Wissen, dass es mit den vorhandenen Kapazitäten nur möglich war den Bau eines einzigen solch großen Befestigungssystems durchzuführen.
In den nun folgenden Jahren wurden die Einrichtungen der FFOWB systematisch ausgeschlachtet und in Westwall und später auch im Atlantikwall eingebaut.
Als sich dann 1944 die Front den deutschen Reichsgrenzen immer mehr näherte, wurde die Rearmierung der Anlagen befohlen. Allerdings standen nun weder ausreichend Techniker noch Ausrüstung, geschweige denn die benötigten Truppen, die für die speziellen Aufgaben in den Panzerwerken und Festungskampf ausgebildet waren, zur Verfügung. Viele der Anstauanlagen und Brücken waren außerdem nicht mehr funktionsfähig.
Deshalb kam es wie es kommen musste, die FFOWB wurde am 29.1.1945 zwischen 20:00 und 22:00 Uhr in ihrem stärksten Abschnitt zwischen Kalau und Hochwalde ohne nennenswerten Widerstand, von der 44. sowjetischen Garde- Panzerbrigade, durchstoßen. Dabei profitierten die Soldaten, Angehörige der 1. weißrussischen Front unter General Shukow noch davon, dass die dort befindliche Straßensperre nicht geschlossen war.
Damit hatte auch die stärkste deutsche Befestigungslinie sich nicht im Abwehrkampf bewähren können und die russische Armee hatte eines der letzten ernstzunehmenden Hindernisse vor Berlin hinter sich gebracht.

6)

Geschichte des Westwalls
Quelltext: Jörg Fuhrmeister

Die Überlegungen zu einer permanenten Landesbefestigung gehen auf die Erfahrungen des 1. Weltkrieges zurück. Die ungeheueren Materialschlachten vor Verdun, an der Somme und in Flandern, haben bei den Militärs ein Trauma hinterlassen.

Bereits mitte der zwanziger Jahre konzipierte man in Frankreich die Maginotlinie, deren Bau im Jahre 1929 begann. Der französische Kriegsminister André Maginot, durch seine Kriegserlebnise in Verdun geprägt, entwickelte die neue Ostbefestigung Frankreichs, die dann seinen Namen trug.

In den dreissiger Jahren waren in allen europäischen Ländern Baumaßnahmen im Gange, um eine durch Befestigungen gedeckte Grenze zu erhalten.

Im Deutschen Reich wurden die ersten bescheidenen Bunker 1929 an der Ostgrenze errichtet. Durch den Versailler Vertrag beschränkt, konnten nur geringe Baumaßnahmen durchgeführt werden.

Am 1. August 1934 war die Geburtsstunde der neuen deutschen Landesbefestigung. Diese wurde von den Festungspionieren geplant und von zivilen Baufirmen ausgeführt.

Es entstanden im Osten das Heilsberger Dreieck, die Oderlinie und die Nischlitz-Obra-Linie. Im Westen entstanden ostwärts des Rheins die Neckar-Enz und die Wetterau-Tauber-Stellung.
Nach der Besetzung der entmilitarisierten Zone westlich des Rheins begann 1936 der Bau von kleinen Grenzwachtbunkern an der Westgrenze.

Im Jahre 1937 wurde eine durchlaufende Bunkerlinie von der schweizer Grenze bis nordwärts Trier gebaut, das Pionierbauprogramm.

Erst im Frühjahr 1938 schaltete sich die politische Führung aufgrund der prekären Lage in das laufende Bauprogramm ein (Sudetenkrise).

Die Reichsbauorganisation Todt, die bereits die Reichsautobahnen gebaut hatte, sollte binnen kürzester Frist 10.000 Bunker einfacher Bauart errichten.

Im August 1938 waren mehr als 500.000 Menschen am Bau des Westwalls beteiligt und hier wurde der Begriff Westwall von Bauarbeitern geboren.

	Filmeisnstellungen, Drehbuch, 3. Schritt, Krisenzeit 

Bundeskanzler Ignaz Seipel bei verschiedenen Anlässen.


	
	Bundespräsident Wilhelm Miklas hält Nachruf auf Ignaz Seipel, 1932.


	Bundeskanzler Engelbert Dollfuß bei einer Veranstaltung im Burgenland, um 1933.


	
	Kardinal Theodor Innitzer am Katholikentag in Wien, 1933.


	
	Adolf Lorenz in New York, um 1934.


	
	Kurt Schuschnigg über Aufgaben des Freiwilligen Arbeitsdiensts, um 1933.


	
	Freiwilliger Arbeitsdienst für Männer, 1933.


	
	Freiwilliger Arbeitsdienst für Frauen, 1933.


	
	Bau der Großglockner-Hochalpenstraße, 1930-1935.


	
	Luftschutzübung in Wien: Entgiften, 1935.


 

4. Schritt ( 1938 / 1945 )

Adolf Hitler, das Dritte Reich und die Folgen:

1. Die wichtigsten Programmpunkte der NS-Weltanschauung (Ideologie).

Wurzel: Nietzsche, Mendel, Darwin, Machiavelli, ...;
Nationalismus, Militarismus, Beschäftigungspolitik, Antisemitismus, Führerglaube, Euthanasieprogramm,

2. Organisation der NSDAP

Straff führerorganisiert – hierarchisch in Gaue, Kreise, Ortsgruppen, Zellen und Blöcke gegliedert – Unterorganisation: SA, SS, HJ, BdM., Gestapo

3. Hitlers nationale Revolution 1933/34/35 

1933: Hitler wird Reichskanzler – im Parlament 3 Nationalsozialisten vertreten – Brand des Reichstagsgebäudes wird den Kommunisten angerechnet – Verbot der Kommunistischen Partei – Notverordnung zum Schutz von Volk und Staat – Reichstagswahlen (Einschüchterungen) – keine Mehrheit – national-konservative Koalition – später Auflösung dieser Partei – Ermächtigungsgesetz – sozialdemokratische Partei verboten – Parlamentsausschluss – Regierung beschließt Gesetze – Gewerkschaften aufgelöst – Deutsche Arbeiterfront – Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund – Gleichschaltung der Länder – Zentrale Berlin – Reichstagswahlen – NSDAP einzige Partei – Staatspartei – Gestapo (Himmler) – SS – Konzentrationslager;

1934: Ernst Röhm ermordet – Notwehr des Staates – Hindenburg stirbt – Hitler lässt sich zum Reichstagspräsidenten ernennen – Führer;
1935: Judenverfolgung – Nürnberger Gesetze;
1938: Reichskristallnacht;

4. Hitlers Beschäftigungs- und Wohnungspolitik.

Ab 1933 staatliche Beschäftigungsprogramme – senkt stark die Arbeitslosenrate –

1940 nahezu Vollbeschäftigung – Frauen aus dem Arbeitsprozess ausgegliedert – Handarbeit gefördert – maschinelle Arbeiten zurückgedrängt – Rüstungsindustrie angekurbelt – Zwangsarbeit – häufig auch Fremdarbeiter und Kriegsgefangene in der Wirtschaft eingesetzt – Umschuldungsaktionen – Wohnbau vorangetrieben – Wohnungsenteignung (Arisierung) – auf Kosten der Juden Wohnungsnot gelöst.

5. Gleichschaltung der Staatsbürger.

Erfassung der Deutschen von Kind an:

10-14 Jahre: Jungvolk, Jungmädel
15-18 Jahre: Hitlerjugend, Bund deutscher Mädchen
19-21 Jahre: Reichsarbeitsdienst / Wehrmacht Frau als Erhalterin des Volkes
Männer Landsturm, Reserve, Landwehr
RAD für Mädchen zuerst freiwillig, später in der Rüstungsindustrie Pflicht.

6. Die tragischen Höhepunkte der NS-Judenverfolgung 1935/38/42.

Verdrängung der Juden aus öffentlichen Ämtern – Ahnenpass für "Ariernachweis"

1935: Anfang der Judenverfolgung – Nürnberger Gesetze (Reichsbürgergesetz, Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der Ehre) –
1938: Reichskristallnacht – organisierte Aktion in Österreich und Deutschland – Zerstörung jüdischer Geschäfte, Wohnhäuser und Ausschaltung aus dem Wirtschaftsleben; Euthanasieprogramm (Ausmerzung alles unwerten Lebens)
1945: Wannseekonferenz – Vernichtungslager – Endlösung der Judenfrage – Arbeitseinsatz im Osten – Erschießungskommandos;

7. Bündnisse und Verträge Hitlers vor dem 2. Weltkrieg

Nichtangriffspakt Deutschland – Russland
Nichtangriffspakt Deutschland – Polen
Juliabkommen Österreich – Deutschland / geheime Zusatzabkommen
Freundschaftsvertrag Deutschland – Italien
Abkommen Hitler – Dr. Hacha (Tschechoslowakei)
Münchner Abkommen (GB, F, I, D)

8. Konferenz von Jalta und Potsdam

1945 Konferenz in Jalta: Roosevelt, Churchill und Stalin: Festlegung der Kapitulationsbedingungen und die Aufteilung der Einflusssphären in Europa.
1945 Konferenz in Potsdam (Berlin): erfolgte die Aufteilung Deutschlands - Reparationszahlungen

9. Die Moskauer Deklaration 1943

1943: Außenministerkonferenz in Moskau – USA / GB / UdSSR – Deklaration über Österreich – Österreich soll als Erstes freies Land von deutscher Herrschaft befreit werden – Verantwortung tragen – Grunddokument der Zweiten Republik

10. Wie wurden die ehemaligen Nazis behandelt nach 1945.

Entnazifizierung – Registrierungsverfahren durch die Alliierten – Einteilung in belastete oder Minderbelastete Nationalsozialisten – Folgen: Degradierungen, Entlassungen, Verhaftungen, Wahlrechtsausschluss – Nürnberger Prozess – Volksgerichte sprachen bis 1955 fast 14.000 Verurteilungen aus – endete mit einer umfassenden Amnestie

11. In welcher Form wurde Österreich nach 1945 regiert

Konzentrationsregierung - Karl Renner – SPÖ, ÖVP und KPÖ – ÖGB gegründet – 1. Kontrollabkommen "Alliierte Kommission in Österreich" – 4 militärische Befehlshaber hatten die oberste Gewalt in Österreich (USA, UdSSR, GB, F Besatzungszone) – Wiener Zentralregierung von den Westmächten anerkannt – 1945 fand 1. Nationalratswahl statt – ÖVP absolute Mehrheit – wieder Konzentrationsregierung - Figl Bundeskanzler – Karl Renner Bundespräsident – 2. Kontrollabkommen nur noch für Verfassungsgesetze – erst 10 Jahre später volle Souveränität Österreichs 15.5.1955 Wiener Staatsvertrag: "Österreich ist frei"

12. Der Zusammenhang Wiener Staatsvertrag und Neutralität in Österreich

Die Sowjetunion wollte wirksame Garantien gegen einen Wiederanschluss Österreichs an Deutschland – Österreich musste Ablöse zahlen und machte ein Tauschgeschäft: die Sowjetunion verspricht den Abschluss des Staatsvertrages und den Abzug der Truppen aus Österreich – Österreich verspricht immerwährende Neutralität (Beispiel Schweiz). Die westlichen Besatzungsmächte stimmen zu – Unterzeichnung des Vertrages am 15.5.1955 – Neutralität ist im Staatsvertrag nicht festgeschrieben – freiwillig – 26.10.1955 beschloss der Nationalrat das Bundesverfassungsgesetz über die immerwährende Neutralität

13. Die wirtschaftlichen Probleme nach 1945 und Lösungsansätze

Hilfsprogramme der Besatzungsmächte und europäischen Staaten – Entstehung eines Schwarzmarktes – Lieferanten waren häufig alliierte Soldaten – Lohn-Preis-Spirale – Währungsreform 1947 – Beendigung der Nachkriegsinflation – schwere Kriegsschäden – Demontagen von Produktionseinrichtungen – Beschlagnahmungen – USA unterstellt – Verstaatlichungsgesetze (Industrie) – von westlichen Alliierten anerkannt – von Sowjets nicht – Einbeziehung Österreichs in den Marshallplan

14. Hindernisse für das Zusammenkommen des Staatsvertrages

Problem Abzug der Besatzungsmächte und Erlangung der vollen Souveränität – Verhandlungen froren im Kalten Krieg ein – erst Tod Stalins brachte Besserung – Figl bot Verzichte (Stützpunkt, Militärbündnisse) an – von Molotow abgelehnt (Stationierung alliierter Truppen bis zum Friedensvertrag mit Deutschland) – Junktim – Sowjetunion Regierungsumbildung brachte Wende – Garantien Österreichs gegen einen Wiederanschluss an Deutschland – Moskauer Memorandum 15.4.1955

15. Pflichten eines immerwährenden neutralen Staates

Unterlassungspflichten (keine direkte oder indirekte Unterstützung Kriegsführender)
Verhinderungspflicht (Benützung des neutralen Territorium)
Kriegsbeginnverbot
Kriegsteilnahmeverbot
Konfliktvermeidungspflicht
Erhaltungs- und Verteidigungspflicht der Unabhängigkeit, territorialen Integrität und Neutralität

16. Maßnahmen des Westens gegen das Vordringen des Sowjetkommunismus

Völkerrecht – Internationale Verträge (bilateral / multilateral) – UNO – Atlantik Charta Roosevelt und Churchill "dauerndes System allgemeiner Sicherheit" – Bipolarität – Eiserner Vorhang – Truman-Doktrin – Kalter Krieg
Jugoslawien setzt sich zur Wehr (Tito)
Comecon (wirtschaftliche Zusammenfassung der Oststaaten)
Nato (nordatlantische Allianz)
Roll-back: Ziele die kommunistische Macht unter Androhung eines Atombombeneinsatzes zurückzudrängen – Atomwaffenstützpunktgürtel rund um die Sowjetunion – Wirtschaftshilfe und Militärhilfe – Anzus-Pakt – Seato-Pakt – Cento-Pakt –

Chruschtschow These der "friedlichen Koexistenz" – Warschauer Pakt (Gegenbündnis zur Nato, Grund: Nato-Beitritt Deutschland) –

Gleichgewicht des Schreckens Auf- und Nachrüstung der USA und der UdSSR – Bewegung der Blockfreien Staaten.
Deutschland: Berliner Mauer – Hallstein-Doktrin – später Ostverträge
Osze – Charta für ein neues Europa – Ende des Kalten Krieges – OECD - Europarat

Filmeinstellungen, Drehbuch.

Schicksalsstrom Elbe 1945
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Geschichte am Strom

Längst verflossene Jahrzehnte zeichneten hier die greifbare Gegenwart.

Vergangenheit fühlen - Geschichte verstehen...........................

Dem Herbst des Lebens begegnet man in der dichterischen Sprache sehr oft. Diesem Herbst folgt die Ruhe des Lebens in der Natur und auch im Menschen.

In dieser Jahreszeit, in der alle Pracht der Pflanzen und Bäume in der Natur im Abwerfen des Laubes in sich zurückzieht, erinnern sich die Menschen, dass auf Erden keine Bleibe für immer ist.

In dieser Zeit der Ruhe und des Alters möchte ich noch einmal in die Zeit 1945 - das Kriegsende - zurückführen.

Erlebtes Kriegsende an der ELBE aus meinen Notizen vom März bis Mai 1945 in Kurzform:

7. März 1945: Brücke von Remagen

17. März: Brücke von Remagen eingestürzt. - Die Brücke wurde trotz "Führerbefehl" alle Rheinbrücken zu sprengen, nicht gesprengt . Die Brückenkommandanten wurden hingerichtet.

Nunmehr begann der eigentliche Rückzug unseres Regimentes "134" im Norden mit wechselndem Kampfeinsatz durch die norddeutsche Tiefebene. In der Lüneburger Heide kam unter den Landsern das Gespräch auf, dass wir in Berlin der Armee Weng " beistehen" sollten. Der Ring um Berlin war jedoch schon geschlossen.

(16./ 18. April sind die Russen an der Seloher Höhe an der Oder.

Am 25. April treffen sich Russen und Amerikaner in Torgau, an der ELBbrücke.

Nach, für unsere Einheit schwersten Kämpfen bei starkem Artillerieeinsatz der Engländer beim Elbübergang LAUENBURG am 26./ 27. April war für jedermann das Ende dieses Krieges erkennbar. So zogen wir vom " Zuckerwäldchen" aus nach Norden. Die Engländer im Süden und Westen und die Russen drängen vom Osten.

Am 8. Mai 1945 wurden die Einheiten mit Flugblättern von der Kapitulation der Wehrmacht verständigt:

Bekanntmachung .

Heute, den 8.Mai 1945, um 15 Uhr, wird Premierminister Churchill der Welt die bedingungslose Kapitulation Deutschlands durch Rundfunk bekannt geben. Seit mehreren Tagen schon haben deutsche Armeen die Waffen gestreckt. Der Waffenstillstand wurde bereits gestern unterzeichnet und tritt heute um 15 Uhr in Kraft. Deutscherseits wurde der Vertrag von General Jodl unterzeichnet. Auf die Frage Eisenhowers, ob er wisse, was bedingungslose Kapitulation bedeute, erwiderte er: "Ich überlasse das deutsche Volk den siegreichen allierten Mächten, mögen die Folgen sein, wie sie wollen".

Das war also das Kriegsende im Jahre 1945

Am 9. Mai 1945 in den Abendstunden ist unser Regiment "zwischen den Fronten" in Valluhn bei Zarrentin in die Kriegsgefangenschaft marschiert. Nach Abgabe unserer Waffen kamen wir geschlossen in ein Kriegsgefangenenlager nach Eutin und später nach Ostfriesland.

Diesen nüchternen Daten möchte ich den Gefallenen zur Ehre in einer einzigen Momentaufnahme doch näher treten:

Was Millionen von Soldaten aller Nationen in diesem Krieg erlebten, erduldeten und ertragen haben, dies will ich versuchen stellvertretend hier schildern, so zu schildern, wie alle Soldaten es erlebten:

Die letzten Kampftage.

Der Ring um Berlin war geschlossen. Im Westen und Süden standen Amerikaner und Engländer. Lauenburg an der Elbe war für die Deutsche Armee ein letzter Brückenkopf.

Die Engländer schossen mit Granatwerfern. Messerscharf rasten die Splitter über den Boden hin. Aber ein jeder sah mit geschwindem Blick die Mulden, die kleinsten Vertiefungen, die ausreichten, um einem Körper Deckung zu geben. Die Zeit flog dahin. Die Einheit sammelte sich. Man dachte gar nichts anderes, außer - :" ich lebe noch".

Dann kamen die Bomber und ließen ihre schwarze Saat herniederprasseln, so dass es gut war, wenn man ganz tief in einem Erdloch war. Da fegten wieder die Splitter, der starke Luftstoss über dir hinweg, als wäre man nicht beteiligt. Und doch war noch kein Ende abzusehen. Der Gegner schlief nicht. Nun griff er mit starkem Artilleriefeuer an. Flüche und Stöhnen, Zorn und Erbitterung begleiteten die Herzen aller unserer Soldaten in diesem Kampf - der Gegner wollte diesen Brückenkopf vernichten. Um Lauenburg lagen wir in tausenden Schützenlöchern und Bombentrichtern und warteten. Es war so, als hätte der Gegner trotz der Überzahl von Geschützen, Flugzeugen und Panzern nicht genug an der Vernichtung.

Wenn auch die Verzweiflung über die endlosen Angriffe groß war, der Übergang über die Elbe, für die Reste der Deutschen Wehrmacht, wurde gehalten bis alle Einheiten über der Elbe waren.

Im Vorfeld der Kirche in Hittbergen (Lauenburg  a. d. Elbe) liegen die Gefallenen dieser letzten Kriegstage.

Unter ihnen mein letzter Kamerad, Walter Mattel, der neben mir im gleichen Erdloch liegend, gefallen ist. Er war noch 1 Monat jünger als ich, Jahrgang 1920. Die Feuerglocke dröhnte. Sie schlug nicht im dumpfen Gong. Sie orgelte wie ein schlechter Balg. Die Artillerie wichste in unsere Reihen. Längst waren die krächzenden Dohlen geflohen. Die Granaten wühlten feuerglühend in unsere Stellungen. Die letzten Feuerschläge hackten geschlossen auf uns herum. Das Herz schlug heftig. Man presste die Hände aufeinander, dass die Knöchel weiß wurden und der Dreck der Erde aus den schmutzigen Fingern kam. Jetzt ein wenig Glück - und die ganze Geschichte konnte nicht mehr schief gehen. Da wird es plötzlich finster um mich herum und die Wände des Bombentrichters scheinen zusammenzurücken, ein fürchterlicher Druck presst mir die Kehle zu und ich sehe nur noch wie Walter neben mir rückwärts niedersinkt. Dann war Ruhe..............
In Hittbergen liegen die Gefallenen vereint:

14. April 1945: Kurt Rühling, 17. April: Gustav Müller, Heinrich Voss, 18. April: Wilhelm Holstein(*08.04.1911), Walter Mattel (* 26.10.1920 ), Johann Lempertz (* 26.12.1896), 19. April: Ludwig Formanek (* 12.08.1925). Max Liedke, Hermann Blank, Otto Lakuda (*21.03.1915), Johann Pallaczek (*18-05.1920), Gerhard Schroetter (* 18.05.1927), Vieth, August Westro, Herbert Worbs,.....April 1945 Erika Schmidt (*15.11.1924), 20. April: Wilhelm Brosch, 22. AprilMarschalk. 29. April: Rabann, 30. Mai: Siegmar Engel (*03.12.1925), 19.04 bis 21.06 1945: 8 Unbekannte Soldaten

Die letzten Kameraden, die echte, tiefe und bewährte Kameradschaft, die mehr als ein Wort, ein verschmückter Begriff, zusammenstanden, zusammen kämpften und wie dann Überlebende mit gesenktem Helm vor den Gräbern standen –

Trotz der vorbeiführenden Straße ist heute diese Kriegsgräberanlage in Hittbergen ein Ort der Stille und Einkehr, sowie Besinnung und Friedensauftrag für uns.

Der Weg meiner Walther PPK

Gleich vorneweg: Ich nehme es gerne und bewusst in Kauf von so manchen Bürgern im Jahre 2001 nicht verstanden zu werden. Doch ich stehe nun im 82. Lebensjahr, von 1941 bis 1945 war die PPK, ein Geschenk meines Vaters, immer bei mir.

Im 2. Kriegsjahr hat es der Zufall gewollt, dass ich auf der Halbinsel Krim im Sommer 1941 eine völlig unerwartete Begegnung mit meinem Vater, Hptm. Josef Pirzl, hatte. Als Kompanieführer traf er auf mich den K1 einer Vierlingsflak.

Eine knappe Stunde war es möglich, beisammen zu sein. Und hier, in dieser Stunde übergab er mir die für mich bereits vorhandene Pistole. Ein Treffen im Elternhaus war ja kaum zu erwarten. Mein Vater hatte zu dieser Pistole aber auch einen ganz bestimmten Bezug.

Die Pistolennummer war und ist auch heute noch: "19995 1K".

Mein Geburtstag ist: 19.09.1920.

Diese Walther PPK hat er mir in dieser Stunde als "K1" mit der Bemerkung übergeben: Mein lieber Bua, an deinem Geburtstag im Jahre 1995 sollst du diese Waffe noch in Gesundheit erleben. Es war ein verpflichtender Wunsch und ein letzter Gruß meines Vaters, der dann erst Jahre nach Kriegsende aus russischer Kriegsgefangenschaft, schwer krank, heimkam. Diese Walther PPK war somit die Brücke zu meinem Vater.

Bei Kriegsende, in der Nacht vom 8. zum 9. Mai 1945 habe ich diese Pistole, noch vor dem Weg in die Gefangenschaft und damit Abgabe aller Waffen, vergraben. Wir lagen zwischen Russen und Engländern und da wusste ich wohl, dass diese Pistole längere Zeit für mich nicht mehr wieder zu holen sein wird. Eine Metallkiste gefüllt mit Stauferfett, darin die in ölpapiergehüllte Pistole gedrückt und in einem Erdloch vergraben, war meine Aufgabe. Um die Pistole in späterer Zeit wieder zu finden, hatte ich die Verlängerung einer Seite eines Gutshofes um genau 100 Schritt als Markierung für mich gesetzt. Am nächsten Tag konnte ich MP usw. abgeben und wir wurden gleich weggebracht, in ein Gefangenenlager in Eutin.

In den Nachkriegsjahren konnte ich die Ausgrabung nicht durchführen.

Der Platz war nicht nur in der Ostzone, sondern auch russischer Truppenübungsplatz.

Am Freitag, dem 13. April 1995, also wenige Monate vor dem beidseitigen Versprechen, 19.9.95, war ich dann wieder vor Ort. Die Pistole war schnell gefunden, ausgegraben, ausgepackt und wieder völlig unversehrt in meiner Hand. Minuten später bin ich damit nach Berlin weitergefahren.

Anlässlich der Reise nach Norddeutschland im Juli 2001 mit meinem Freund und Fotoreporter Harry Stuhlhofer, um die Reportage " Schicksalsstrom ELBE 1945" zu erstellen, waren wir auch an der Fundstelle der PPK um Aufnahmen zu machen.

Am 19. 09. 1995, diesem so geschichtsträchtigen Tag, mein Vater war schon gestorben, ist die Walther PPK vor mir und die Zeit des Krieges, die Zeit der Schicksale in Europa, war lebendig in mir. Von diesem Tag an habe ich auch meine ganze Kraft in die Verwirklichung des Europagedankens, eines friedvollen Europas, gesetzt. Ein Versprechen, das ich seither vielen ehemaligen Gegnern, vor allem im Osten, persönlich gegeben habe. Mit all meiner Kraft will und werde ich diese friedvolle Einheit in Europa einfordern, und auch erleben. Ab diesem Datum habe ich im Internet mit der Erstellung einer eigenen, privaten und parteiübergreifenden Homepage begonnen.

Ich bekenne mich aus innerster Überzeugung zur Republik ÖSTERREICH und zu den demokratischen Rechtsgrundsätzen.

Ich bekenne mich aber auch zu unseren Vätern und Großvätern, ich bekenne mich zu jener Generation, die nach dem schrecklichen Weltkrieg unsere Heimat, unseren Staat, unsere Republik ÖSTERREICH wieder aufgebaut hat, zu jener Generation, die uns den Weg zum heutigen Wohlstand geebnet hat.

Otto Pirzl, Graz, 19. 09. 2001
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5. Schritt ( 1953 )

Die Zweite Republik Österreichs:
1.
Österreich unter nationalsozialistischer Herrschaft – Der österreichische Widerstand.

Die sogenannte positive sogenannte "positive Seiten":

An erster Stelle dieser "positiven Bewertung" steht die Beseitigung der Arbeitslosigkeit, die für Hunderttausende Menschen zunächst das Ende ihrer jahrelangen Notlage brachte.

Für viele Bauern bedeuteten Umschuldungsaktionen die Befreiung vom schwersten Existenzdruck.

Vorangetrieben wurden auch der Wohnbau und das auf Kosten der jüdischen Mitbürger.

Nach 1945 kam es wegen der Rückgabe der "arisierten" Vermögenswerte zu schweren Differenzen zwischen den früheren Eigentümern, den Neubesitzern und den Parteien.

Erst im Jahr 2000 wurde ein neuer Anlauf genommen, um die Entschädigungsfrage zu lösen. Die Erfolge erzielten die Nationalsozialisten besonders durch ihre Politik.

Die Grundlagen waren die

- massive Aufrüstung: Industrien entstanden, wie z.B. die Reichswerke Hermann Göring (die heutige VOEST), die Stickstoffwerke in Linz, das Aluminiumwerk Ranshofen.

- der Rassismus

- und die Zwangsarbeit

Für die Nationalsozialisten galt der Grundsatz "Wer nicht für uns ist, ist gegen uns".

Jede abweichende Gesinnung zählte als Hochverrat. In allen von Hitler-Deutschland besetzten Ländern entstand Widerstand gegen die Eroberer. Die Nationalsozialisten galt dort als klares Feinbild.

Auch Frauen und Mädchen kämpften gegen Nationalsozialismus und Krieg.

Der Innviertler Franz Jägerstätter stimmte am 10.04.1938 als Einziger seines Dorfes mit Nein und wurde damit sofort zum Außenseiter.

Man unterscheidet fünf Formen des Widerstandes:

Unpolitische Gegnerschaft: z.B.: Unmutsäußerungen

Politisch motivierte Gegnerschaft: (passive) Abwehrhaltung gegen das System, z.B.: Abhören ausl. Rundfunksendungen

Ziviler Widerstand: aktive, jedoch individuelle Widerstandshandlungen (z.B.: Untergrundinformationen

Organisatorisch abgesicherter Widerstand: z.B.: kirchliche Gruppen

Militärischer Widerstand: z.B.: Sabotage und Partisanentätigkeit

Schon seit Juni 1944 kämpften Österreicher in der jugoslawischen Volksarmee Titos.

Anfang 1945 begannen auch in Österreich bewaffnete Aktionen.

Schwerpunkt waren Wien, Innsbruck, das niederösterr .-steir. Grenzgebiet und das Ausseer Land. Der Plan des Major Szokoll, in Wien die Macht zu übernehmen und die Stadt kampflos der Roten Armee zu übergeben, scheiterte an Verrat.

2.
Die Wiederrichtung des österr. Staates.

Bei einer Außenministerkonferenz in Moskau besprachen Hull (USA), Eden (GB) und Molotow (UdSSR) auch die Zukunft Österreichs.

Das Ergebnis war die "Deklaration über Österreich" ("Moskauer Deklaration")

vom 1. November 1943.

Die Deklaration war ein Grunddokument der Zweiten Republik.

Am 8. Mai 1945 war durch die bedingungslose deutsche Kapitulation der Krieg auch in Österreich zu Ende.

Eine wichtige Rolle spielte dabei Dr. Karl Renner. Der damals 75-jährige nahm schon Anfang April das sowjetische Angebot an, eine Konzentrationsregierung zu bilden.

Die SPÖ entstand am 14. April im Wiener Rathaus durch die Vereinigung der ehemaligen Sozialdemokraten mit den Revolutionären Sozialisten.

Die ÖVP wurde am 17. April im Schottenstift in Wien von ehemaligen christlichsozialen Politikern gegründet.

Die KPÖ unter der Führung von Johann Koplenig, der aus dem Moskauer Exil eingeflogen wurde.

Gemeinsam war allen drei Parteien das Bekenntnis zu einem unabhängigen Österreich, das sie in Zusammenarbeit wider aufbauen wollten.

Die Widerstandsbewegung "O5" wurde von den Parteien und den Sowjets von der politischen Verantwortung ausgeschlossen.

Renner bildete eine provisorische Regierung, der Vertreter aller drei Parteien (Konzentrationsregierung).

Im April 1945 wurde der Österreichische Gewerkschaftsbund (ÖGB) als überparteiliche Organisation gegründet.

Am 27. April 1945 trat die provisorische Regierung mit einer Unabhängigkeitserklärung, der "Geburtsstunde" der Zweiten Republik an die Öffentlichkeit.

Die Westalliierten hielten die provisorische Regierung für eine Marionettenregierung der Sowjets und verweigerten ihr zunächst die Anerkennung.

Österreich war zu einem Faustpfand im Ost – West - Konflikt geworden.

In mehreren Länderkonferenzen legten jedoch maßgebliche Politiker aller drei Parteien aus allen Bundesländern ein eindeutiges Bekenntnis zum Gesamtstaat ab.

Nun anerkannten auch die Westmächte die Wiener Zentralregierung.

Damit war die Gefahr einer Teilung Österreichs gebannt.

Sofort nach der militärischen Befreiung Österreichs begannen die Alliierten mit der Entnazifizierung.
Je nach ihrer Einstufung als Kriegsverbrecher oder gerichtlich zu verfolgende Personen, als belastete (höhere NS-Funktionäre) oder minderbelastete Nationalsozialisten (kleinere Funktionäre und einfache Parteimitglieder) hatten sie mit Folgen zu rechnen.

Die Minderbelasteten wurden bis 1949 vom Wahlrecht ausgeschlossen.

Im Februar 1949 wurde die Entnazifizierung der österr. Regierung übertragen. Volksgerichte sprachen bis 1955 43 Todesurteile und 34 lebenslängliche Haftstrafen.

Die Entnazifizierung endete mit einer umfassenden Amnestie.

Am 25. November 1945 fanden die ersten Nationalratswahlen seit 1930 statt.

Die KPÖ erhielt nur 4 von 165 Mandaten die SPÖ kam auf 76 Mandate und die ÖVP erreichte mit 85 Sitzen die absolute Mehrheit im Nationalrat.

Es wurde wieder eine Konzentrationsregierung gebildet. Leopold Figl, der Obmann der ÖVP, übernahm das Amt des Bundeskanzlers. Adolf Schärf, der Vorsitzende der SPÖ, wurde Vizekanzler. 1945 wurde Dr. Karl Renner zum Bundespräsidenten gewählt.

Der harte Griff der Besatzung lockerte sich in den folgenden Jahren immer mehr. Die Kontrollen an den Zonengrenzen wurden schrittweise abgeschafft und die Besatzungskosten wurden schließlich gestrichen.

3.
Der wirtschaftliche Wiederaufbau.

Sehr trist war die wirtschaftliche Situation zu Kriegsende und in den ersten Jahren danach. Todesfälle infolge Hungerödems häuften sich, besonders in Wien und den niederösterreichischen Industriebezirken. Hilfsprogramme der Besatzungsmächte und der europäischen Staaten sowie Sachlieferungen der UNRRA (United Nations Relief and Rehabilitation Administration) linderten die ärgste Not.

Dies bewahrte Tausende Österreicher vor dem Hungertod.

Der allgemeine Versorgungsmangel führte zur Entstehung eines schwarzen Marktes.

Die Regierung reagierte auf den Schwarzmarkt mit der Währungsreform des Jahres 1947. Dadurch wurde die Nachkriegsinflation beendet.

1949 war das Ende der Konzentrationsregierung und die Begründung der Großen Koalition zwischen ÖVP und SPÖ, welche bis 1966 die Geschicke Österreichs bestimmen sollte.

Viele Betriebe wiesen schwere Kriegsschäden auf. Am härtesten trafen sie jedoch die umfangreiche Demontage von Produktionseinrichtungen (vor allem durch die sowjetische Besatzungsmacht).

Dazu kam der Anspruch der Sowjets auf jene Betriebe in ihrer Zone. Sie wurden beschlagnahmt und der USIA unterstellt.

1946 und 1947 beschloss die österr. Regierung mit den Stimmen aller drei Parteien zwei Verstaatlichungsgesetze.

Von entscheidender Bedeutung für den wirtschaftlichen Wiederaufbau wurde schließlich von 1948 bis 1951 die Einbeziehung Österreichs in den Marshallplan.
Riesige kostenlose Warenlieferungen in die europäischen Länder sah dieses Hilfsprogramm der USA vor.

Den Erlös aus dem Verkauf dieser Waren vergab die Regierung als günstige Kredite für notwendige Investitionen an Betriebe.

Insgesamt kam es jedoch infolge dieser Hilfe zu einem bedeutenden Wirtschaftsaufschwung.

4.
Der Weg der Souveränität – Der Staatsvertrag – Die österr. Neutralitäserklärung unter dem Aspekt des Völkerrechtes – Neutralitätspolitik und Umfassende Landesverteidigung.

Die erste österreichische Regierung bemühte sich schon um eine eigenständige Außenpolitik. Als ein Erfolg dabei kann die mit westlicher Hilfe gelungene Abweisung jugoslawischer Gebietsansprüche in Kärnten (einschließlich Klagenfurts und des südlichen Villach) und in der Steiermark gewertet werden.

Hingegen wurden Österreichs Ansprüche an Italien – von den Siegern abgelehnt.

Allerdings erreichte Österreich ein Abkommen mit Italien über den Schutz der Deutsch sprechenden Bevölkerung in Südtirol.

Das Pariser Abkommen wurde von Italien aber nur schleppend und unzureichend erfüllt.

Erst 1969 gelang es schließlich, das "Südtirolpaket", das die Autonomie genau umschrieb, auszuhandeln.

Die Verhandlungen wurden 1992 endlich abgeschlossen.

Das für die österreichische Außenpolitik wichtigste Problem blieb allerdings der Abzug der Besatzungsmächte und die Erlangung der vollen Souveränität.

Im Zuge des "kalten Krieges" froren diese Verhandlungen ein.

Erst der Tod Stalin (1953) leitete eine "Tauwetterperiode" ein.

Auf der Berliner Außenministerkonferenz bot Außenminister Figl den Verzicht auf die Gewährung ausländischer militärischer Stützpunkte auf österreichischem Gebiet sowie den Verzicht auf den Anschluss irgendwelcher Militärbündnisse als Gegenleistung für die Wiedererlangung der Souveränität an.

Dennoch scheiterten die Verhandlungen, da der sowjetische Außenminister Molotow auf der weiteren Stationierung alliierter Truppen über den Staatsvertrag hinaus bis zum in Kraft Treten eines Friedensvertrages mit Deutschland bestand.

Durch dieses "Junktim" (= Verbindung zweier Fragen) schien der Staatsvertrag in weite Ferne gerückt zu sein.

Aber am 8. Februar kam es zur überraschenden Wende:

Außenminister Molotow hielt eine außenpolitische Grundsatzrede; darin hieß es, die Sowjetregierung halte eine weitere Verzögerung des Abschlusses des Staatsvertrages mit Österreich für ungerechtfertigt.

In dieser Rede erklärte Molotow weiter, dass die Sowjetunion zur Aufgabe des Junktims bereit sei und das von Figl in Berlin unterbreitete Angebot annehme.

Noch am selben Tag gab Bundeskanzler Raab die von Molotow gewünschte Erklärung ab.

In Moskau wurde mit dem "Moskauer Memorandum" vom 15. April 1955 der Durchbruch zum Staatsvertrag erzielt.

Es enthielt ein politisches Tauschgeschäft:

Die Sowjetunion verspricht den Abschluss des Staatsvertrages und den Abzug der Truppen aus Österreich.

Österreich verspricht, immerwährende Neutralität zu üben, wie sie von der Schweiz gehandhabt wird.

Der Vertrag wurde am 15. Mai 1955 im Wiener Belvedere unterzeichnet.

Das Ziel war erreicht.

Figl hat es vom Balkon des Belvedere der jubelnden Menschenmenge zugerufen:

"Österreich ist frei!"

Am 26. Oktober 1955 beschloss der Nationalrat das Bundesverfassungsgesetz über die Neutralität der Republik Österreich:

Unterlassungspflichten: keine Unterstützung von Kriegsführenden, weder direkte noch indirekte.

Kriegsverhinderungspflichten: Verhinderung der Benützung des neutralen Territoriums durch Kriegsführende.

Gleichbehandlungspflichten: Im nichtmilitärischen Bereich sind alle Maßnahmen grundsätzlich auf alle Kriegsparteien gleichmäßig anzuwenden.

Das Verbot einen Krieg zu beginnen.

Das Verbot der Teilnahme an Kriegen zwischen dritten Staaten.

Die Pflicht zur Erhaltung und Verteidigung der Unabhängigkeit, territorialen Integrität und der Neutralität.

Die Pflicht, jedes Verhalten zu vermeiden, das ihn in der Zukunft vielleicht in Konflikt mit seinen Neutralitätspflichten bringen könnte.

Am 14. Dezember 1955 wurde Österreich in die Vereinten Nationen aufgenommen.
In den Jahren nach 1955 fanden die österr. Regierungen sehr bald zu einer eigenständigen Neutralitätspolitik.

Sie wird in drei Bereiche gegliedert:

Außenpolitischer Bereich: Ziel ist die Erhöhung der Attraktivität der Sonderstellung des Staates auch in den Augen der übrigen Staaten (aktive Außenpolitik).

Sicherheitspolitischer Bereich: Ziel ist die Stärkung der Glaubwürdigkeit der Abwehrbereitschaft und Abwehrfähigkeit Österreichs (umfassende Landesverteidigung, welche 1975 beschlossen wurde).

Wirtschaftspolitischer Bereich: Österreichs Außenhandel soll möglichst gestreut und ausgewogen sein (sowohl nach Menge als auch nach Herkunft und Bestimmung).

Weltpolitik und Staatenwelt seit 1945 - Teil 1:

Das Völkerrecht –

Die Vereinten Nationen und andere internationale Organisationen Flüchtlingsprobleme

Das Völkerrecht - Regeln für Krieg und Frieden;

Die wichtigste Quelle des Völkerrechts sind internationale Verträge (z.B. Staatsverträge, Konkordate, Konventionen, Einvernehmen, Übereinkommen,).

Solche Abkommen können bilateral (zwischen 2 Staaten) sein.

Sie regeln den internationalen Verkehr zwischen den Staaten oder deren Bürgern

Dazu gehören z.B. Verträge über die Behandlung von Kriegsgefangenen, die gegenseitige Rechtshilfe, wie Auslieferung, Interpol, Schadenersatz- pflicht und Urheberrecht, das Verkehrs- und Nachrichtenwesen, das Postwesen, Wirtschaft und Kultur usw.

Derartige Abkommen ermöglichen es dem Staat, seine Bürger auch im Ausland und im Verkehr mit Ausländern zu schützen, bzw. seine Rechtsnormen auch im Ausland gegenüber den eigenen Bürgern durchzusetzen.

Da sie den Staat als solchen nur beschränkt betreffen, gibt es im Allgemeinen kaum Schwierigkeiten mit der Einhaltung derartiger Abkommen.
Anders verhält es sich mit ausgesprochenen politischen Verträgen, wie z.B. Bündnis-, Friedens- oder Grenzverträgen, welche die nationalen Interessen der Staaten viel stärker betreffen und bei deren Regelung die Machtpolitik eine entscheidende Rolle spielt.

Sie sind viel stärker einer Gefahr ausgesetzt.

Das Problem der Durchsetzung;

Es fehlen wirksame internationale Instanzen zur Durchsetzung der Prinzipien des Völkerrechts.

Ein Weltgericht für Staaten;

Seit 1899 gibt es in Den Haag ein ständiges Schiedsgericht für Streitigkeiten der Staaten untereinander.
Die größte Schwierigkeit des Völkerrechts und seiner Durchsetzung ist der durch die einzelnen Staaten beanspruchte Vorrang ihrer Souveränität gegenüber dem internationalen Recht.

Die Vereinten Nationen – die Verwirklichung einer Idee;

Beide Weltkriege riefen als Antwort auf die Bedrohung der Welt Organisationen zur Bewahrung des Friedens hervor:

Der 1. Weltkrieg den Völkerbund, der 2. Weltkrieg die Vereinten Nationen (UNO). Initiator war der amerikanische Präsident Roosevelt.
Geistige Basis während des Krieges – Atlantik Charta (1941): "dauerndes System allgemeiner Sicherheit" (Roosevelt / Churchill) nach Vernichtung der Nazi-Tyrannei.

1 Jahr später beschlossen 26 Staaten die Errichtung der Vereinten Nationen.

Die größte Schwierigkeit bei der Ausarbeitung der UNO-Organisation stellte das von den Großmächten geforderte Vetorecht dar.

Auf der Konferenz in Jalta (Februar 1945) wurde ein Kompromiss erzielt:

Die UdSSR verzichtete auf ihre Forderung nach einem vollständigen Vetorecht für alle Angelegenheiten.

Schließlich beschloss eine Konferenz in San Francisco (Juni 1945) die Gründung der UNO (185 Mitglieder).

Satzung:

Artikel 1.: Der Zweck der Vereinigten Nationen ist:
Den Frieden zwischen den Völkern und die internationale Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck wirksame gemeinsame Maßnahmen für die Vermeidung und Beseitigung von Bedrohungen des Friedens und die Unterdrückung von Angriffshandlungen und anderen Friedensbrüchen zu ergreifen, sowie durch friedliche Mittel und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts den Ausgleich oder die Lösung von internationalen Streitigkeiten zu sicheren.

Das System der Vereinten Nationen (UNO):

Hauptorgane: Sitz in New York; Weiter Sitze: Genf, Wien;
UN-Friedenstruppen zur Sicherung des Friedens;

Einige Unterorganisationen:

UNESCO (Erziehung, Wissenschaft, Kultur) – Paris
UNICEF (Weltkinderhilfswerk) – Genf
WHO (Weltgesundheitsorganisation) – Genf
UNIDO (Industrielle Entwicklung) – Wien
IAEO (Atomenergie-Agentur) - Wien u.v.m.;

Obwohl die USA allein für 25 % des UNO-Budgets aufkommen, bereitet der UNO die mangelnde Zahlungsmoral ihrer Mitglieder besondere Schwierigkeiten.

Viele von ihnen weisen große Zahlungsrückstände bei ihren Beiträgen auf.

Dies führte die Organisation in eine Dauerfinanzkrise.

Flüchtlingsprobleme:

Vertreibung und gesellschaftliche Ächtung der Juden – Staatsbürger 2. Klasse – die "Reichskristallnacht" – die körperliche Vernichtung der Juden (Endlösung – Wannseekonferenz) – Arisierung;

65.459 österreichische Juden wurden im Zuge der "Endlösung" ermordet. Dazu kommen noch die Opfer unter den Zigeunern und der slowenischen Minderheit.

Die Teilung Europas und der Kalte Krieg

Die Entwicklung des Kalten Krieges, Militärbündnisse und Wirtschaftsgemeinschaften

Die Entwicklung des Kalten Krieges – Von der Multipolarität zur Biopolarität;
Das Epochenjahr 1945 wurde für fast die gesamte Welt zum Ausgangspunkt einer neuen politischen Entwicklung. Die Weltpolitik bis 1945 war durch Gegensätze mehrerer, vor allem europäischer Großmächte bestimmt worden (= Multipolarität).

Anschließend geschah dies für über vier Jahrzehnte durch die Rivalität zweier "Supermächte" – den USA und der Sowjetunion (= Biopolarität).

Japan und Deutschland waren als Großmächte ausgelöscht, Frankreich durch seine Niederlage von 1940 abgewertet.

Es wurde nicht einmal zu den Konferenzen der "Großen Drei" während des Krieges zugelassen, auf denen die Neuordnung der Welt beschlossen wurde.

Großbritannien hatte im Kampf um das Überleben seine ganze Kraft aufgebracht.

Europa war ausgeblutet,l ökonomisch und militärisch geschwächt und darüber hinaus politisch durch den heraufziehenden Kalten Krieg zerrissen.

Der "Eiserne Vorhang";

Während in den USA – so wie nach dem Ersten Weltkrieg – starke isolationistische Strömungen vorherrschten, nützte die Sowjetunion diese günstige Gelegenheit, um ihren Einfluss auf andere Staaten auszuweiten und zu festigen.

Schon in Jalta hatten sich Roosevelt und Stalin über eine Teilung der Welt in eine östliche und eine westliche Einflusssphäre geeinigt.

Bei ihrem Vormarsch hatte die Rote Armee ganz Osteuropa besetzt und war bis Mitteleuropa vorgedrungen.

Nun beließen sie ihre Truppen "zur Sicherung der Nachschubwege zu den Besatzungszonen in Deutschland und Österreich" in den besetzten Ländern.

Sie betrachtete diese Gebiete als ihren ausschließlichen Einflussbereich, schirmte sie gegen den Westen ab und betrieb in ihnen eine Politik der Sowjetisierung.

Diese führte zur Errichtung von Volksdemokratien in den Staaten Osteuropas.
Churchill warnte vor dieser Entwicklung und entwarf schon im März 1946 das Bild eines "Eisernen Vorhanges".


Die US-Regierung unter Truman sah in diesem Vorgehen Moskaus zunächst noch eine legitime Wahrnehmung der sowjetischen Sicherheitsinteressen.

Diese Einschätzung der sowjetischen Absichten begann sich jedoch negativ zu ändern, als die Sowjets anfingen, starken Druck auf die Regierungen der Türkei, des Iran und Griechenland auszuüben.
George Kennan, US-Diplomat in Moskaus, vertrat schon Anfang 1946 die Ansicht, dass es zwischen der Sowjetunion und den USA keine dauerhafte Regelung geben könne:

Die Kommunisten könnten jedoch auch ohne Krieg im Zaum gehalten werden. Wenn sie bei ihren "Probebohrungen" auf harten Widerstand stießen, würden sie sich zurückziehen.

Anlässlich der Bedrohung Griechenlands und der Türkei durch den Kommunismus schloss sich Truman diesen Ansichten an und erteilte mit der so genannten "Truman-Doktrin" (1947) dem Isolationismus eine Absage:

(..... bin der Überzeugung, dass die Vereinigten Staaten freien Völkern helfen müssen, die sich wehren gegen den Versuch der Unterjochung durch bewaffnete Minderheiten oder durch Druck von außen ..... Ich bin der Auffassung, dass unsere Unterstützung in erster Linie als wirtschaftliche und finanzielle Hilfe erfolgen sollte, die Voraussetzung ist für wirtschaftliche Stabilität und geordnete politische Verhältnisse.)
Damit war die offene Gegnerschaft erklärt. Da beide Seiten die Auseinandersetzung mit politischen, wirtschaftlichen und propagandistischen Mitteln hart führten, eine direkte militärische Konfrontation jedoch vermieden, sprach man bald vom "Kalten Krieg".

(Der Marshallplan, George Marshall – US-Außenminister) -Militärbündnisse und Wirtschaftsgemeinschaften;
Gegen die sowjetische Bevormundung setzte sich Jugoslawien unter Tito zur Wehr.

COMECON und NATO:

Im Zuge der kommunistischen Machtergreifung in Prag und der ersten Berlinkrise (1948) verhängten die USA über die kommunistischen Staaten ein Embargo (Ausfuhrverbot) für alle Wirtschaftsgüter, die für sie von Bedeutung sein konnten.

Die Antwort der Sowjetunion war die wirtschaftliche Zusammenfassung der Oststaaten im Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW = COMECON, 1949).

Dieses System von bilateralen Verträgen besiegelte die politisch - ökonomische Integration der kommunistischen Länder zu einem strikt von Moskau gesteuerten Ostblock.

1991 wurde der RGW aufgelöst.

Ebenfalls im Jahr 1949 kam auf Betreiben der USA und unter ihrer Führung ein Militärpakt von Staaten beiderseits des Atlantiks zu Stande, um den westlichen Verbündeten in Europa Rückhalt zu geben. Diese "Nordatlantische Allianz" (NATO – North Atlantic Treaty Organisation) vereinigte die USA, Kanada, GB, Frankreich, Italien, Dänemark, Norwegen, Island, Portugal, Belgien, Luxemburg und die Niederlande.

Später traten noch Griechenland, die Türkei (1952) und die Bundesrepublik Deutschland (1955), sowie Spanien (1982) dem Bündnis bei.

Die Wirtschaftshilfe an befreundete Staaten wurde durch Militärhilfe ergänzt oder durch eine solche ersetzt. Für den Pazifik wurde der ANZUS-Pakt (1951), für den südostasiatischen Raum die SEATO (1954) und für den Mittleren Osten der Bagdad-Pakt (später: CENTO, 1955) gegründet – alles Militärbündnisse, die wie die NATO unter der Führung der USA standen.
Als die Bundesrepublik Deutschland der NATO beitrat, reagierte die Sowjetunion mit der Gründung des "Warschauer Paktes" als militärischem Gegenbündnis.

In ihm schlossen die Volksdemokratien unter sowjetischer Führung ein Verteidigungsbündnis zur Aufrechterhaltung ihrer Interessensphäre in Europa (Albanien, Bulgarien, Ungarn, Polen, Rumänien, Tschechoslowakische Sozialistische Republik, DDR und die UdSSR (1955).


Mit dem Ende des Kalten Krieges und der kommunistischen Herrschaft über Osteuropa war auch das Ende des Warschauer Paktes gekommen:

Er wurde 1991 formell aufgelöst.

Die "blockfreien Staaten";

Ihre Anfänge liegen in den ehemaligen Kolonialgebieten Afrikas und Asiens.

Zu einer wichtigen Triebkraft wurde Indien. Es verfolgte nach der Erlangung seiner Unabhängigkeit (1947) konsequent eine Politik der Nichtbindung an einen der feindlichen Blöcke des Kalten Krieges.
Die 2. Wurzel der Blockfreiheit bildete nach 1950 die Afro- Asiatische Gruppe innerhalb der UNO. Sie stand vor allem der amerikanischen und britischen Politik in Ostasien kritisch gegenüber und arbeitete gegen den Kolonialismus.

Führend in dieser Gruppe waren Indien und Indonesien.

1956 schloss sich Jugoslawien dieser Bewegung an und wurde bald zu einem ihrer Sprecher. Die Bewegung der Blockfreien besitzt keine feste Organisation

(kein "Block der Blockfreien", da jede Blockbildung als friedensgefährdend angesehen wird). Sie ist eine lose Interessensvereinigung von über 100 Staaten und ist vor allem im Rahmen der UNO politisch aktiv.

Beendigung von Kolonialismus, Rassendiskriminierung und jeder Form von Fremdherrschaft.

eine neue Weltwirtschaftsordnung, welche die Entwicklungsländer zu gleichberechtigten Partnern der Industrieländer machen soll.

vollständige Abrüstung; die dadurch frei werdenden Mittel sollen für Entwicklungsvorhaben verwendet werden.
1973 traten in Helsinki die Vertreter von 34 Staaten zur "Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa" (KSZE, seit 1994 OSZE) zusammen. (NATO-Staaten, einschließlich der USA und Kanada, die Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts sowie die neutralen und blockfreien Staaten Europas

 

Weltpolitik und Staatenwelt seit 1945 - Teil 2:

Weltweite und europäische Integrationsbestrebungen – Formen der politischen Zusammenarbeit

Internationale wirtschaftliche Kooperation;

1948 wurde die OEEC (Organisation für European Economic Cooperation), eine Organisation geschaffen, welche die optimale Verteilung und Verwendung der Marshallplanhilfe gewährleisten sollte.

Daneben erreichte diese Organisation eine engere Zusammenarbeit des Westens und erzielte z.B. den Abbau von Handelsschranken, die Beseitigung von Mengenbeschränkungen im Warenverkehr und von Schwierigkeiten im Zahlungsverkehr. Dies bewirkte eine enge wirtschaftliche Verflechtung zwischen Westeuropa, den USA und Kanada. Nach Auslaufen des Marshallplanes wurde die OEEC in die OECD (Organisation für Economic Cooperation and Development) umgewandelt (24 Mitgliedsstaaten, Sitz in Paris; = Spitzenorganisation der westlichen Industrieländer).

Der "Europarat" hat den Sitz in Straßburg.

10 Staaten gründeten den Europarat, heute sind fast alle Länder Europas in ihm vertreten (Förderung Ideale und Grundsätze, wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts). – Gründung 1949 in London;

Von der Paneuropaidee zum Schumanplan;

Bereits nach dem 2. Weltkrieg wurde der Wunsch nach einer engeren Zusammenarbeit der europäischen Staaten geäußert.

So gründete Graf Coudenhove-Kalergi die Paneuropäische Union.

Diese hatte die Schaffung der "Vereinigten Staaten von Europa" zum Ziel.

In der Zwischenkriegszeit, als nationaler Hass und Misstrauen die Beziehungen der europäischen Staaten untereinander bestimmten, hatten solche Gedanken keine Chance

.Unter dem Eindruck der Schrecken des 2. Weltkrieges setzten sich jedoch die Stimmen durch, die für ein friedliches Zusammenleben der europäischen Nationen eintraten.

Sie sollten durch freiwillige wirtschaftliche Verflechtungen so stark miteinander verbunden und voneinander abhängig gemacht werden, dass Kriege untereinander nicht mehr möglich wären.
Frankreich, dass misstrauisch das wirtschaftliche Wiedererstarken Deutschlands beobachtete, ergriff durch seinen Außenminister Robert Schumann 1950 die Initiative: ....

Die Vereinigung der europäischen Nationen erfordert, dass der Jahrhunderte alte Gegensatz zwischen Frankreich und Deutschland ausgelöscht wird .....
Die französische Regierung schlägt vor, die Gesamtheit der französisch - deutschen Kohlen- und Stahlproduktion einer gemeinsamen Hohen Behörde zu unterstellen, in einer Organisation, die den anderen europäischen Ländern zum Beitritt offen steht. usw.

Die Bundesrepublik Deutschland stimmte durch ihren Bundeskanzler Konrad Adenauer dem Schumanplan sofort zu, und schon 1951 wurde von Belgien, der BRD, Frankreich, Italien, Luxemburg und den Niederlandender Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS, auch Montanunion) geschlossen.

EURATOM: ...fördert die friedliche Nutzung der Kernenergie und Forschung einschließlich alternativer Energiequellen sowie der Reaktorsicherheit und den Umweltschutz.

EWG (später EG): Ziel war die Errichtung eines gemeinsamen Marktes.

Die vier Freiheiten im Binnenmarkt:

1. Freier Personenverkehr 
2. Freier Dienstleistungsverkehr 
3. Freier Warenverkehr 
4. Freier Kapitalverkehr 

Die Europäische Freihandelsassoziation (EFTA);

Nach der Gründung der EWG stellte sich die Frage, welche Wirtschaftspolitik jene Staaten betreiben sollten, die sich der Sechsergemeinschaft nicht anschließen wollten.

Auf britische Initiative wurde als Antwort darauf 1960 mit dem Stockholmer Abkommen die European Free Trade Association (EFTA) ins Leben gerufen, wirtschaftliches Ziel: die Errichtung einer Freihandelszone durch die Beseitigung von Handelsbarrieren unter den Mitgliedsstaaten.

EU – der politische Zusammenschluss;

Nach dem wirtschaftlichen Zusammenschluss mit der Schaffung des Binnenmarktes folgte die Weichenstellung für die politische Integration:

Am 01.11.1993 trat der Vertrag von Maastricht über die Schaffung der Europäischen Union (EU) in Kraft.

Drei große Bereiche sollen gleichsam als Säulen die Europäische Union tragen:

1. Säule: Europäische Gemeinschaft (Wirtschaft, Soziales, Kultur, Umwelt, usw.) 
2. Säule: Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
3. Säule: Zusammenarbeit – Innen- und Justizpolitik 

Krisenherde der Weltpolitik nach 1945;

Krisen im Zeitalter des Ost-West-Konflikts

Der Koreakrieg 1950-1953;
Nach dem Abzug der Japaner 1945 sollte Korea ein unabhängiger Staat werden, doch zunächst noch unter alliierter Besatzung bleiben.

Der 38. Breitengrad trennte die sowjetischen Truppen im Norden von den US-Truppen im Süden.

Ähnlich wie in Europa entstand im sowjetischen Einflussbereich eine Volksdemokratie.

Nach dem Abzug der Besatzungsmächte versuchte die nordkoreanische Regierung die Wiedervereinigung mit Gewalt zu erreichen und ließ ihrer Truppen in Südkorea einmarschieren.

Den daraufhin einberufenen Sicherheitsrat der UNO hat die Sowjetunion zum diesem Zeitpunkt aus Protest gegen die Mitgliedschaft Nationalchinas boykottiert.

So konnte sie auch kein Veto einlegen, als dieses Gremium das nordkoreanische Vorgehen als Aggression verurteilte und den Einsatz militärischer Kräfte beschloss.

Nach schweren Kämpfen und nachdem auf der Seite Nordkoreas starke "Freiwilligenverbände" aus der Volksrepublik China eingegriffen hatten, kamen die Fronten wieder am 38. Breitengrad wieder zum Stehen.

Ein Waffenstillstand beendete die militärischen Auseinandersetzungen; sämtliche Beziehungen der beiden koreanischen Staaten zueinander wurden eingefroren.

"Zankapfel Deutschland";

So wie Österreich wurde auch Deutschland besetzt.

Die USA, die Sowjetunion, Großbritannien und Frankreich teilten das Land in vier Besatzungszonen und die von der sowjetischen Zone umschlossenen Hauptstadt Berlin in vier Sektoren.

Dieses geteilte Deutschland wurde zum eigentlichen Kernpunkt des 45 Jahre dauernden Kalten Krieges.

Drei große Berlinkrisen versetzten die Welt in Angst vor einem drohenden, mit Atomwaffen geführten 3. Weltkrieg:

Als zur Beseitigung der Nachkriegsinflation 1948 in den Westzonen und auch in den Westsektoren Berlins eine Währungsreform durchgeführt und die Wirtschaft Westdeutschlands eng an die Westeuropas angebunden wurde, reagierte die UdSSR scharf: Sie sperrte ihre Zone für jeden Verkehr nach Westberlin mit seinen 2 Mio. Einwohnern und löste damit die 1. große Berlinkrise aus.

Die Westalliierten gaben jedoch die Stadt nicht auf und richteten eine Luftbrücke ein, welche die Stadt mit allen lebenswichtigen Gütern versorgte.

Stalins Plan, auch die Westsektoren Berlins der sowjetischen Zone einzugliedern, war gescheitert.


10 Jahre später unternahm Chruschtschow einen neuerlichen Versuch.

Im November 1958 stellte er den Westalliierten ein Ultimatum: Abzug aller Truppen und Bildung einer "freien Stadt Westberlins".

Sollte dies nicht der Fall sein, werden die UdSSR alle ihre Rechte an Berlin auf die DDR übertragen.

Auch dieses Mal blieb der Westen fest und widerstand dem ständigen Wechselbad von Fristverlängerung, Drohung und Angebot von politischen Kompromissen.
In dieser Krisensituation flohen immer mehr Menschen aus der Ostzone über Berlin in den Westen.

So ging die 2. Berlinkrise nahtlos in die 3. über.

Die Regierung der DDR sah keine andere Möglichkeit mehr, die Fluchtwelle aus ihrem Staat einzudämmen, als die vollständige Abriegelung:

Am 13. August 1961 begann der Bau der Berliner Mauer.

Die Suezkrise;

Oberst Nasser strebte die Führung in der arabischen Welt an.

Er betrieb eine aggressive Politik gegenüber Israel.

Dafür und für die notwendige Industrialisierung des verarmten Landes suchte er militärische und finanzielle Unterstützung.

Als er sich entschloss, Waffen von der Tschechoslowakei und der Sowjetunion zu kaufen, verweigerten ihm die USA die bereits zugesagten Mittel zur Erbauung eines Nilstaudammes bei Assuan, aus dessen Kraftwerken Strom für das ganze Land gewonnen werden sollte. Nasser verstaatlichte daraufhin 1956 gegen Entschädigung den Suezkanal, um aus den Durchfahrtsgebühren den Dammbau finanzieren zu können.

Verhandlungen zur Beilegung der Krise blieben ergebnislos.

Zu dieser Zeit war die Weltpolitik mit der Ungarnkrise beschäftigt, was Israel zu einem Angriff auf Ägypten nützte.

Diese Situation veranlasste Großbritannien und Frankreich, Truppen zu landen, um – wie sie vergaben – den Suezkanal zu schützen.

Die USA waren über das Unternehmen nicht unterrichtet worden und stellten sich ebenso wie die UdSSR dagegen, um einen größeren Krieg zu vermeiden.

Nachdem die UNO die Angreifer verurteilt hatte, mussten alle in Ägypten eingefallenen Truppen zurückgezogen werden.

Nun sah die Sowjetunion ihre Zeit gekommen. Sie sprang als Kreditgeber für den Bau des Assuanstaudammes ein, belieferte Ägypten mit Waffen und schickte Militärberater.

Damit hatte sie in der arabischen Welt Fuß gefasst und war gleichzeitig in den Mittelmeerraum, wo sie endlich die erstrebten Flottenbasen erlangte, vorgedrungen.

Da Israel daraufhin Unterstützung von den USA erhielt, standen von nun an die Weltmächte im Hintergrund des Nahostkonflikts.

1962 entdeckten Aufklärungssatelliten der USA im Bau befindliche sowjetische Raketenstellungen auf der Insel Kuba, wo drei Jahre zuvor Fidel Castro in einer Revolution an die Macht gekommen war.

Dies war ein Einbruch der Sowjetunion in das unmittelbare Vorfeld der USA.

Die UNO schaltete sich vermittelnd ein.

Es kam zu einem Briefwechsel zwischen Kennedy und Chruschtschow, der im letzten Moment vor einem Zusammenstoß den sowjetischen Schiffen, die bereits Raketen an Bord hatten, befahl umzukehren.

Nachdem Kennedy zugesagt hatte, keine weitere Invasion auf Kuba zu unternehmen, erklärte sich schließlich Chruschtschow bereit, auch die Raketenrampen abzubauen.

(Noch nie war die Gefahr eines atomar geführten Weltkrieges so akut gewesen, wie während der Kubakrise)

Afghanistan;

Bald nach dem Sturz der Monarchie in Afghanistan (1973) bekam dieses Land eine kommunistische Regierung und geriet so unter sowjetischen Einfluss. Sowjetische Berater kamen ins Land. Es begannen Säuberungen bei der Polizei, in der Verwaltung und unter den Stammeshäuptlingen.

Dies löste zusammen mit der islamfeindlichen Haltung der Machthaber einen bewaffneten Volkswiderstand aus. Als die prokommunistische Regierung in Kabul unter immer schwereren Druck geriet, ließ Breschnew im Dezember 1979 sowjetische Truppen einmarschieren.

In der westlichen Welt wurde die Intervention der UdSSR als Bruch der Akte von Helsinki betrachtet.

Die USA reagierten u.a. mit einem Stopp der Getreide- ausfuhren in die UdSSR und mit dem Boykott der Olympischen Sommerspiele in Moskau 1980.

Insgesamt verschlechterte sich die Ost – West - Beziehungen wieder deutlich.

Die Großmacht der Sowjetunion geriet aber in Afghanistan sehr schnell in militärische Schwierigkeiten (ähnliche Lage wie zuvor die USA in Vietnam).

Nach dem Amtsantritt von Gorbatschow begann der Abzug der sowjetischen Truppen, die Anfang 1989 beendet wurde.
1991 einigten sich die USA und die UdSSR über die Einstellung der Hilfe für ihre "Stellvertreter".

Dauerkrise im Nahen Osten

Aus Palästina wird Israel;
Als die Briten am Ende des 1. Weltkrieges das Osmanische Reich mit Hilfe arabischer Stämme besiegt hatten, erwarteten diese zum Dank die nationale Selbständigkeit. Großbritannien und Frankreich teilten jedoch die Gebiete im Nahen Osten unter sich als Mandate des Völkerbundes auf.

Die Briten erhielten Palästina.

Infolge eines während des 1. Weltkrieges gegebenen Versprechens gestatteten sie die Einwanderung zehntausender jüdischer Familien.

Die Judenverfolgung durch den Nationalsozialismus ließen den Einwanderungsstrom weiter anschwellen.

Der Widerstand der Araber – bürgerkriegsähnliche Zustände – waren die Folge

Dies veranlasste die Briten, ihr Mandat über Palästina aufzugeben (1948).

Die UNO teilte das Land in einen arabischen und einen jüdischen Staat (Israel), der sofort von seinen Nachbarstaaten angegriffen wurde.
1956 nutzten die Israelis den britisch - französichen Angriff auf den Suezkanal und besetzten die Halbinsel Sinai, um den Einfällen arabischer Freischärler ein Ende zu bereiten.

Unter dem Druck der Supermächte mussten sie jedoch wie die beiden anderen Mächte ihre Eroberungen wieder aufgeben.
Da sich als Folge dieses Konflikts Ägypten mit der UdSSR verbündete, erhielt Israel die verstärkte Unterstützung der USA.

In dieser Lage bauten die Israelis den einzigen demokratischen Industriestaat des Vorderen Orients auf. Einwanderer aus 70 Ländern verschmolzen zu einer Nation.
Die Bedrohung durch die arabischen Nachbarn aber blieb und spitzte sich 1967 ernsthaft zu, als der ägyptische Präsident Nasser den Abzug der an der Grenze stationierten UNO-Streitmacht durchsetzte und unverhüllt mit der Vernichtung des jüdischen Staates drohte.

Die anderen arabischen Staaten schlossen sich ihm an. so glaubte Israel nur durch einen Präventivkrieg die vielfache Überlegenheit der Feinde ausgleichen zu können. Im folgenden "Sechstagekrieg" besiegte es seine Gegner vernichtend, besetzte weitere Gebiete und wurde von der UNO als Aggressor verurteilt.
In den Flüchtlingslagern der Palästinenser war inzwischen eine neue Generation herangewachsen, die sich in der 1964 gegründeten Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) zusammenfand.

Die PLO betrachtete die Israelis als Eindringlinge in ihr Land. (Terroranschläge)
Im Oktober 1973 griffen ägyptische und syrische Truppen am Jom Kippur, dem höchsten Feiertag der Juden, Israel überfallsartig an und erzielten dabei erstmals Erfolge.

1979 wurde der Friedensvertrag zwischen Ägypten und Israel unterzeichnet, der auch die Rückgabe der Sinaihalbinsel an Ägypten beinhaltete; - der ägyptische Präsident bezahlte diese Haltung 1981 mit dem Leben – weitere Friedensbemühungen scheiterten stets an der unnachgiebigen Haltung beider Seiten;

Die Krise am Golf

Khomeini errichtete im Iran einen Staat er schiitischen Geistlichen (Mullahs), der in jeder Hinsicht streng and die Regeln des Koran gebunden ist. Der Koran wurde zur alleinigen Basis der Verwaltung, der Rechtsprechung und der Sitten.
Die Ausstrahlung des iranischen "Gottesstaates" auf die teilweise schiitische Bevölkerung Afghanistans, des Irak und der Scheichtümer am Persischen Golf erschien allen Anrainern bedrohlich.

Dies und Grenzstreitigkeiten mit dem Irak führten 1980 zum iranisch - irakischen Krieg

1. Golfkrieg). 

Er wurde von beiden Seiten durch Ölverkäufe finanziert und brachte die Ölversorgung des Westens aus diesem Gebiet mehrmals in Gefahr.

Erst 1988 wurde der Kampf durch einen Waffenstillstand beendet.

Die Krisenregion am Persischen Golf kam aber nicht zur Ruhe.

Lange Zeit wurde der Irak von den arabischen und europäischen Staaten, aber auch von den USA und der UdSSR als Schutz gegen das fundamentalistische Regime im Iran angesehen und dementsprechend aufgerüstet.

Am Ende des 1. Golfkrieges war der Irak unter Saddam Hussein zwar im Besitz modernster Waffen und die stärkste Militärmacht der Region, jedoch schwer verschuldet. Nach einem Streit um die Nutzung eines Ölfeldes im Grenzbereich und der Weigerung Kuwaits, dem Irak seine Schulden zu erlassen, besetzte und annektierte dieser 1990 das winzige, aber (öl-)reiche Scheichtum.

Damit waren nicht nur wirtschaftliche Interessen des Westens in Gefahr, sondern es war auch ein Mitglied der UNO von der Landkarte gelöscht worden.

In zahlreichen Resolutionen forderte die UNO die Räumung Kuwaits und verfügte gleichzeitig mit einem Embargo den Aufbau einer multinationalen Streitmacht unter der Führung der USA.

Nach dem Ablauf eines letzten Ultimatums fügte 1991 diese Streitmacht durch den Einsatz hoch entwickelter Waffensysteme dem Irak eine vernichtende Niederlage zu und zwang ihn zum Rückzug aus Kuwait (2. Golfkrieg).


Die vielschichtigen Probleme in der Region blieben jedoch ungelöst – bis heute.
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Quo vadis, Rußland?
	Wladimir Ostrogorski,
Journalist und Publizist, Berlin
	  


Gewiss ist der Anlass, erneut darüber zu rätseln, wohin Rußland geht, auf den ersten Blick der Bedeutung der Frage nicht angemessen. Obwohl die Moskauer Krawalle nach der Fernsehübertragung des von Rußland verlorenen Fußballspiels gegen Japan, abgesehen von verwüsteten Geschäften und demolierten Autos, zwei Todesopfer forderten, sind sie nichts Außergewöhnliches. Auch in anderen Ländern schlugen die Leidenschaften um den ledernen Fetisch hoch. Anderswo wurde dies jedoch mit Lächeln, schlimmstenfalls mit Schulterzucken quittiert. Niemand fragte, wohin denn dieses oder jenes Land wohl steuern mag, wenn seine Fußballfans die öffentliche Ordnung auf den Kopf stellen.

In Rußland war das anders. Hier wirbelten die Krawalle Staub auf. Das große Rätselraten um die im Titel zitierte Frage ging wieder los. Wovon zeugt das? Von einer inneren Unsicherheit der Gesellschaft? Möglich, gibt es doch genügend Gründe dafür.

Tatsächlich wagt kein ernstzunehmender Beobachter der russischen Szene die Behauptung, Rußland hätte sich endgültig stabilisiert und gehe einer klar voraussagbaren Zukunft entgegen. Auch unter der Präsidentschaft Wladimir Putins spricht zu vieles gegen diese von allen Freunden Rußlands ersehnte Diagnose. Als da wären, die andauernde Kapitalflucht aus dem Land; die offensichtliche Abhängigkeit der Energieträger- und Rohstoffwirtschaft - die einzigen Wirtschaftszweige die boomen - von den Weltmarktpreisen, die mit der bei weitem nicht überwundenen Krise der verarbeitenden Industrie gekoppelt ist; die Käuflichkeit der Behörden und der Presse; die unverändert hohe Kriminalität - ablesbar an den fast täglichen Morden an Staatsbeamten und Geschäftsleuten.

Wenn auch ein zaghafter Trend zur Besserung der allgemeinen Lage unbestreitbar ist, von einer nachhaltigen Entwicklung zu sprechen, hieße, sich im Wunschdenken zu üben.

Wird das im Westen wahrgenommen, hört man ein Resignatives: in einem Land wie Rußland müssen wohl zwei bis drei Generationswechsel stattfinden, damit sich die neuen Verhaltensweisen durchsetzen. Ist dem wirklich so? Auch wenn eine Generation zum Zuge kommt, deren Vertreter, chauvinistische, fremdenfeindliche Parolen brüllend, unlängst das Moskauer Zentrum demolierten? Zwar bescheinigte die Moskauer Miliz der Randalierenden Harmlosigkeit, redete von Fans und Hooligans, die sich austoben wollten, um sich danach wieder der alltäglichen Normalität zuzuwenden. Aber in der entfachten öffentlichen Debatte wurde es als Vertuschung des eigenen Unvermögens oder gar eines versteckten Zusammenspiels mit dem Mob abgetan. Mit Recht. Denn es ist bei weitem nicht die erste Kundgebung der vermutlich in der Tiefe der Gesellschaft reifenden destruktiven Kräfte. Ähnliche Vorfälle ereignen sich in letzter Zeit öfter. So vor kurzem auf einem Markt im Moskauer Vorort Zarazino: Todesopfer waren zu beklagen, großer Sachschaden entstand.

Die Pogromhelden - zumindest ihre Anführer - tragen häufig wenig abgewandelte Hakenkreuze oder Runen und beten die entsprechenden deutschen Vorbilder an. Insofern hat das böse Wort vom Weimarer Rußland Sinn. Wollen wir aber die mentale Ansteckung aus der mehr oder weniger bewältigten Vergangenheit nicht überbewerten. Die Hakenkreuzträger gäbe es im heutigen Rußland nicht, hätten die aktuellen sozialen Verhältnisse und die jüngste soziale Geschichte keine Ähnlichkeit mit denen im damaligen Deutschland. Diese Ähnlichkeit ist da, auch wenn Putin kein Hindenburg und ein russischer Hitler (noch?) nicht in Sicht ist.

Was haben denn die jungen Menschen erlebt, die an der Kremlmauer tobten? Den plötzlichen Zusammenbruch einer Ordnung, die zwar vom Ansatz her falsch, aber trotzdem festgefügt war. Das Entstehen einer kleinen arroganten Schicht Superreicher vor dem Hintergrund eines selbst in Rußland noch nie dagewesenen Massenelends. Den Verfall aller in der Transformationszeit gepriesenen Werte, die sich als Instrumente machthungriger Politiker und dollargeiler Privatisierer entpuppten. Käuflichkeit, wohin man blickt. Ein Krieg gegen ein kleines Volk im Nordkaukasus, reich an Massakern an der Zivilbevölkerung, Raubzügen, Vergewaltigungen. Muß man da "Mein Kampf" lesen, um Lust zu bekommen, wild nach links und rechts zu schlagen?

Nota bene: Es geht hier um eine Generation, die wenig aus der Sowjetzeit mitbekommen hat. Es ist aber fraglich, ob sie dadurch besser ist als die der Väter? Auch fragt sich, ob die nächste unbedingt besser sein wird als die jetzige? Wo liegt die Gewähr dafür, wenn sich die sozialen Verhältnisse nicht grundlegend ändern, ja, sich sogar noch weiter verschlechtern? Das soziale Gedächtnis stirbt nicht mit einer Generation. 
Es geht auf die nächste über, kumuliert negative Erfahrungen. In der Mentalität der jetzigen Generation leben die bitteren Enttäuschungen des Pseudokommunismus weiter. Und hinzu kommen die Enttäuschungen des Postkommunismus oder des Antikommunismus. Die nächste Generation erbt das Gedankengut. Es gibt also keinen Grund anzunehmen, dass das künftige Rußland sein Leben noch bereitwilliger nach gut gemeinten Ratschlägen des Westens ausrichten wird. Eher im Gegenteil. Wenn es so weitergeht, ist wenig auf ein pflegeleichtes Rußland, das wie ein frisierter Pudel an der Leine trippelt, zu hoffen.

Besonders wenn das Abendland seine eigenen Probleme nicht löst, die mit doppelter Wucht auf das schwächere Rußland zurückschlagen. Und wenn die viel beschworene Zusammenarbeit mit Rußland weiter nach der verkürzt verstandenen eigenen Interessenlage gestaltet wird.

Gibt es keine Wende, kann sich die westliche Welt vermutlich auf eine neue Gefahr aus dem Osten gefaßt machen, die zwar anderes als die einst befürchtete ist, aber auch ein größeres Potential hat. Jedenfalls wird sie nicht durch ein seniles Politbüro, sondern eine tatkräftige Jugend repräsentiert, die ihr Kommen mit den jüngsten Krawallen im Zentrum Moskaus ankündigte. 
Wladimir Ostrogorski,
Journalist und Publizist, Berlin
  Aus der Redaktion
	Das Bildungswesen in den Staaten der ehemaligen Sowjetunion steht vor großen Herausforderungen. In Kasachstan wird nach neuen Erziehungsidealen gesucht, in Tadschikistan fehlen Lehrkräfte und in Rußland fragt man nach der Chancengleichheit


	  


Endlich - dies bezieht sich nicht auf die volle Mitgliedschaft Rußlands in der G 8 und die Durchführung des G 8-Gipfels 2006 in Rußland, sondern auf die Annahme des Zivildienstgesetzes durch die Staatsduma. Da das Gesetz in dieser Form von den präsidententreuen Fraktionen getragen wurde, gilt die Annahme durch den Föderationsrat und die Unterzeichnung durch Präsident Putin als sicher. Nach langen Verzögerungsversuchen durch Armeeführung und Verteidigungsministerium wird damit endlich der eigenen Verfassung Rechnung getragen, in der der Zivildienst seit 1993 verankert ist. Aber bisher fehlte das Ausführungsgesetz, daß es russischen Bürgern tatsächlich ermöglichte, statt eines Wehrdienstes einen Zivildienst abzuleisten. Wermutstropfen gibt es natürlich, so soll der Zivildienst 42 Monate dauern, er ist damit anderthalb Jahre länger als der Militärdienst, aber immerhin sechs Monate kürzer als die vier Jahre, für die sich Verteidigungsminister Iwanow stark gemacht hatte.

Erschütterungen nach einer Untersuchung wie Pisa gibt es in Rußland und den anderen Staaten der GUS nicht, aber für jeden ist offenkundig, dass das Bildungswesen nach den Umbrüchen des letzten Jahrzehnts vor großen Herausforderungen steht. In dieser Ausgabe werfen wir daher einen ersten Blick nicht nur auf den Zustand des Bildungswesens in einzelnen Staaten, sondern auch darauf, nach welchen neuen Erziehungsidealen gesucht wird.

Die Planungen für die nächsten Ausgaben sind abgeschlossen. Voraussichtlich widmen wir das Spezial in der Ausgabe 4/2002 Usbekistan, mit Schwerpunkten auf Politik und Wirtschaft. In der Ausgabe 1/2003 bieten wir Ihnen ein Reise- und Kulturspezial zur westlichen Ukraine, ein kleines Republiksspezial zu Moldowa soll in Ausgabe 2/2003 folgen.

Aufmerksam machen möchten wir noch auf Neuerscheinungen im Herbst, so wird nicht nur ein neuer Reise- und Kulturführer zu Kiew erscheinen, sondern auch Tatjana Kuschtewskajas Buch zur Transsibirischen Eisenbahn.

  
Sammlung  1923 : 
Plakate, Filmlisten und Service  bei  http://www.stadtbibliothek.wien.at/plakate/ 
Wiener Stadt- und Landesbibliothek 
Institut für Zeitgeschichte. http://www.ifz-muenchen.de/links/index.html#archive 
Archive, Kataloge, Berichte.... 
1923 
Am 1. April 1923 meldet sich zum 1. Mal der von der Fa. Czeija- Nissl & Co. unter der Leitung von Ing. Oskar Kotton errichtete 100 W Sender mit den Worten: "Hallo, hallo, hier Radio Hekaphon auf Welle 600 vom Gelände der Telegraphenfabrik Czeija-Nissl & Co im 20. Wiener Gemeindebezirk".

http://www.radio-ghe.com/Ra1923.htm 
Der Beginn der Zwanzigerjahre ist durch Arbeitslosigkeit, Inflation (100 Kronen = ca. 30 Groschen) und politische Unruhen gekennzeichnet. Die Umstellung von der Monarchie zur Republik nach dem verlorenen 1. Weltkrieg stößt auf heftigen Widerstand von allen Seiten. Österreich hat seinen Absturz von der europäischen Großmacht in die Bedeutungslosigkeit eines Kleinstaates noch nicht bewältigt. 
Im Februar kommt es zu Zusammenstößen von Nationalsozialisten und Monarchisten (1 Toter und 2 Verletzte). Im April fordert die "Schlacht am Exelberg" zwischen Nationalsozialisten und dem Republikanischen Schutzbund einige Verletzte. Ein Zusammenstoß im September zwischen Nationalsozialisten und Sozialdemokraten in Spillern fordert einen Toten und mehrere Verletzte. Im November bildet Bundeskanzler Seipel seine 3. Regierung. 
0000000000000000000000000000000000000000000000000 
1923/24, das Jahr der Olympiade von Chamonix
Das Jahr 1923/24 ist mit goldenen Lettern in der Geschichte des Wiener Eissportes verzeichnet, Es war ein Erfolgsjahr in jeder Hinsicht. 108 Schleiflage, ein Rekord für den Verein, wurden gezählt. 54 davon auf Natureis. In diesem Jahr konnte auch die Kunsteisfläche auf 4.400 Quadratmeter erweitert werden.
http://www.wev.or.at/Frames/Geschichts-Dateien/Geschichte-1940/1923.htm 
Paneuropabewegung: http://www.apsite.at/paneuropa1/index2.html 
"Die ganze europäische Frage gipfelt im entweder, oder: Krieg oder Frieden! Anarchie oder Organisation! Wettrüsten oder Abrüsten! Konkurrenz oder Kooperation! Zusammenbruch oder Zusammenschluss!" (Richard Graf Coudenhove-Kalergi)

Die Paneuropabewegung ist heute eine in allen politischen Lagern anerkannte und geschätzte überparteiliche Organisation. Sie ist die älteste europäische Einigungsbewegung und hat im Laufe ihrer Geschichte mehrfach entscheidende Impulse für Europas Einheit gesetzt. Europäische Politik darf sich nicht bloß auf ein pragmatisches Fortschreiben des status quo beschränken, sondern muss einen echten Fortschritt zur politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Einigung Europas darstellen. Die Paneuropabewegung trägt ständig dazu bei, Europa von einer verbesserten Zollunion zu einer weltpolitisch handlungsfähigen Union auszubilden, die mehr als bloß die Summe ihrer Mitgliedstaaten auf der Basis des kleinsten gemeinsamen Nenners darstellt. 
	Marxismus, Anarchismus,
Kritische Theorie, Liberalismus-Kommunitarismus-Debatte 


http://buecherei.philo.at/marx.htm#Links
	  
	       Internetquellen
       Marxismus
       Anarchismus
       Kritische Theorie
       Liberalismus-Kommunitarismus-Debatte
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Das Krisenjahr 1923 in der Weimarer Republik 
Dieses Referat wurde von Florian Gerold (FlorianGerold@web.de) verfasst und behandelt die folgenden drei Themenbereiche:

         Inflation und Besetzung des Ruhrgebietes

         Hitlerputsch von 1923 in München

         Währungsreform 

http://www.referate.heim.at/referate/html/192301.html
Nationalrat (National Council)
Legislative Periods
         I. 10. November 1920 bis 20. November 1923 (auf Grund der Wahl vom* 17. Oktober 1920)

         II. 20. November 1923 bis 18. Mai 1927 (auf Grund der Wahl vom 21. Oktober 1923) 

http://www.parlinkom.gv.at/pd/doep/a2.htm
HITLER : http://projects.brg-schoren.ac.at/Nationalsozialismus/hitler.html#Aufstieg
Erste Bekanntschaften mit der Politik und dem Krieg:
Hitler bewunderte den Oberbürgermeister von Wien Dr. Lueger und seine Christlich Soziale Partei genauso wie das nationalistische Programm des Georg Ritter von Schönerer. Diese beiden Herren waren genauso wie Hitler überzeugte Antisemiten.

Nach fünf Jahren verließ er die Reichshauptstadt weil ihm das Völkergemisch aus Tschechen, Polen, Ungarn, Serben, Kroaten und Juden zuwider wurde. Am 24. Mai 1913 verließ er Wien und fuhr mit dem Zug nach München.

Am 5. Februar 1914 wurde Hitler in Salzburg gemustert und wegen seinem schwächlichen Gesamtzustandes als waffenunfähig eingestuft. Den Kriegsausbruch des 1. Weltkriegs empfand Hitler als eine persönliche "Erlösung". Ihm konnte der Krieg gar nicht lange genug gehen und er meldete sich umgehend als Kriegsfreiwilliger. Adolf Hitler glaubte bis zum Schluss an den Sieg Deutschlands. Hitler erlebte die deutsche Kapitulation am 11. November 1918 in einem Lazarett. Für ihn war es wie ein Weltzusammenbruch.

Hitler kam durch Zufall zur Deutschen Arbeiter Partei (DAP) und seine Popularität stieg rasant an. Es besuchten immer mehr Menschen Hitler’s Reden. Aus der DAP wurde die NSDAP, die Nationalistische Arbeiter Partei. Hitler wurde zum ersten Vorsitzenden gewählt mit diktatorischen Vollmächten. Daraus bildete sich der Grundsatz "Führer befiel, wir folgen".

Im August 1921 kam ein neues Element der NSDAP dazu. Die "Sturmabteilung" SA

Diese marschierten oder fuhren mit Hitlers selbst entworfenen Hakenkreuzflaggen durch die Strassen der Städte. Jetzt als alleiniger Führer der NSDAP, begleitet von den schlagfertigen SA-Männern, versuchte Hitler an die großen Menschenmengen heranzukommen. Die NSDAP hatte nun in vier Jahren einen Mitgliederanstieg von 55 auf 55000 Mitglieder.

An der Spitze dieses Bundes unternahm Hitler am 8. November 1923 den Versuch, die Macht in Bayern an sich zu reißen und dann durch einen Marsch auf Berlin die Reichsregierung zu stürzen. Die erhoffte Unterstützung seitens der gleichgesinnten bayrischen Regierung unter Ritter von Kahr blieb jedoch aus. Der Putsch wurde im Gegenteil von der Staatsgewalt vor der Münchener Feldherrnhalle niedergeschlagen. Die NSDAP und ihr Presseorgan, der Völkische Beobachter, wurden verboten. 

Der Aufstieg nach ganz oben:
Am 30 Januar 1933 wurde Hitler zum Reichskanzler ernannt. Dies geschah, weil er ein Treffen mit Oskar von Hindenburg (Sohn des Reichspräsidenten), Meißner und von Papen organisierte. Er konnte sie überzeugen, dass er der Richtige für die Führung Deutschlands war.

Hitler löste sofort alle anderen Parteien auf und freie Gewerkschaften wurden verboten. Er schloss alle Juden von den öffentlichen Ämtern aus und politische Gegner wurden sofort in ein Konzentrationslager ) KZ ). gebracht.

Bei der nächsten Wahl erreichten die Nationalsozialisten mit Unterstützung von den Rechtskonservativen 44% aller Stimmen. Hindenburg starb am 2.August 1934 und Hitler konnte quasi sein Nachfolger werden. 

Karl Seitz : http://www.wienerzeitung.at/linkmap/personen/seitz.htm
Lebensdaten
[image: image13]Geboren am 4. September 1869 in Wien, Lehrer (1897 entlassen) und Politiker (SDAP bzw. SPÖ)
[image: image14]Ab 1897 im Niederösterreichischen Landtag
[image: image15]1901-1918 Abgeordneter zum Reichsrat
[image: image16]1918-1919 einer der 3 Präsidenten der Provisorischen Nationalversammlung
[image: image17]1919-1920 1. Präsident der Konstituierenden Nationalversammlung (damit 1918-20 auch Staatsoberhaupt der Republik)
[image: image18]1920-1934 Abgeordneter zum Nationalrat

Die Jenaplan- Pädagogik wurde 1923 von dem Erziehungswissenschaftler Peter Petersen an der Universität in Jena entwickelt.
Daher stammt auch der Name Jenaplan- Pädagogik.
Jenaplan- Pädagogik ist ein Konzept. Peter Petersen spricht von einer 'Ausgangsform' die heute viel Platz für andere Elemente der Pädagogik zuläßt. Sie ist in Deutschland, Belgien und vor allem in den Niederlanden ein seit Jahren bewährtes Unterrichtsmodell.
Das besondere der Jenaplan- Pädagogik erschließt sich erst im Studium und im gemeinsamen Leben mit den Kindern und den Eltern. Sie ist eine Pädagogik des Fragens, des Erfahrens und des Entwickelns.
http://www.schulen.wien.at/schulen/904011/je_was.htm  
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Phasen der Problemlösung 
        ANALYSIEREN des Problems und SPEZIFIZIERUNG einer Lösung. 
        Entwicklung einer GENERELLEN LÖSUNG (ALGORITHMUS) um das Problem zu lösen. Ein Algorithmus ist eine Schritt - für Schritt Anleitung um ein Problem in endlicher Zeit zu lösen. 
IMPLEMENTIERUNG: Die Übersetzung eines Algorithmus in eine Programmiersprache nennt man KODIERUNG

Was ist eine Programmiersprache:  Eine Sprache mit strengen, grammatikalischen Regeln, Symbolen und speziellen Wörtern, die verwendet wird, um ein Computerprogramm zu entwerfen. 
        ÜBERPRÜFEN, ob die Lösung das Problem wirklich löst. 
Vorgehensweise
         Auftrag klären

         Ziele vereinbaren

         Informationen zusammentragen

         Was muss getan werden ?

         Plan aufstellen

         Durchführen

         Rückblende (Was war fördernd/hemmend? Vereinbarung)

Maßgeschneiderte Problemlösungen"
Management Consulting vor wichtigen Ereignissen und Entscheidungen.    
Für mich ausschließlich "Chefsache"!                                                                             
Daher braucht beim "diskreten Vieraugengespräch" niemand ein Auge zudrücken...

Was ist ihnen eine "große Idee" wert? Fordern Sie mich heraus! 
Kurz-, mittel- und langfristige Strategien und Konzepte zu Ihrer Verfügung gestellt                     Sie realisieren die Konzepte selbst oder lassen diese von Mitarbeitern realisieren.  
Auf Wunsch steuern und kontrollieren wir gemeinsam.                                                           Oder Sie beauftragen mich mit Full - Service 
Besprechungsunterlage für die Idee „ Was sagt man dazu...!“ 
Otto Pirzl, e.h., 8010 Graz, 16. Oktober 2003
................................................................................................................
  

  Übersicht: Pressetexte : Bundespolitik 
Stolpersteine auf Europas Weg in die Zukunft

Das Thema Osterweiterung ist in der innenpolitischen Arena angekommen, und niemand ist vorbereitet / Von Gernot Erler 

Günter Verheugen, EU-Kommissar für die Osterweiterung, hat die öffentliche Debatte über die Osterweiterung der Europäischen Union angeheizt: In einem Zeitungsinterview forderte er für solche tief greifenden Veränderungen die Möglichkeit eines Referendums. Die Reaktionen sind harsch, aus Ost wie West, auch aus Verheugens eigener Partei. Im Rahmen unserer Serie "Quo vadis Europa" setzt sich der Bundestagsabgeordnete Gernot Erler, der Stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion und zuständig für internationale Politik ist, mit Verheugen und den Problemen der Osterweiterung auseinander. 

Die französische EU-Präsidentschaft hat sich eine große Aufgabe vorgenommen. Mit dem "Vertrag von Nizza" soll sie die letzte große Hürde vor der Erweiterung der Union abräumen. Erst wenn sich die 15 EU-Staaten im Konsens geeinigt haben, wie die Kommission in Zukunft zusammengesetzt sein soll, wie die Stimmengewichte in einer erweiterten Gemeinschaft verteilt werden sollen und für welche Bereiche Mehrheitsentscheidungen akzeptiert werden, wird die EU sich selber technisch zur Aufnahme neuer Mitglieder fähig gemacht haben. 

Um diese technischen Voraussetzungen tatsächlich zu erreichen, ist es noch ein steiniger Weg bis Nizza. Aber in den letzten Monaten wurde immer deutlicher, dass damit nicht die letzten Hürden vor den tatsächlichen Erweiterungsentscheidungen genommen sind. Je näher der konkrete Aufnahmeprozess rückt, je ungeduldiger die fortgeschrittenen Kandidaten nach einem verbindlichen Zeitplan rufen, desto spürbarer dringt das Thema Osterweiterung der EU in den Kreis der innenpolitischen Themen der Mitgliedsstaaten ein. Als hätte zu Hause niemand die Weichenstellungen von Kopenhagen über Amsterdam und Berlin bis Helsinki zur Kenntnis genommen, beginnt plötzlich gleichzeitig in praktisch allen EU-Staaten eine durchaus kontroverse öffentliche Diskussion über den Erweiterungsprozess. Günter Verheugen, der für die Erweiterung zuständige Kommissar in Brüssel, hat durch seinen Interview-Vorstoß vom 2. September diese Entwicklung noch in dramatischer Weise beschleunigt. All das hat, verständlicherweise, in den 12 Kandidatenländern, mit denen teilweise seit Jahren verhandelt wird, Überraschung und stellenweise auch Irritationen ausgelöst. 

"Ankunft" in der Innenpolitik
Anders ausgedrückt: Eine auf Langfristigkeit und Verlässlichkeit angelegte europäische Strategie, nämlich die der Osterweiterung der Union, gerät am Vorabend der konkreten Entscheidungsphase in die Mühlen des demokratischen Meinungskampfes und der Parteienkonkurrenz in den Mitgliedsstaaten, bei denen letztlich die Entscheidungsverantwortung liegt. Überraschend kann das nicht kommen. Es überrascht allerdings die Tatsache, dass sich die politischen Führungen der EU-Staaten auf diese "Ankunft" des Themas Osterweiterung in ihrer jeweiligen innenpolitischen Arena kaum vorbereitet haben. 

Dieses Versäumnis hat Folgen. In allen EU-Staaten stehen am Rande des demokratischen Spektrums befindliche Parteien und Gruppierungen bereit, polemische Attacken gegen die Aufnahme neuer Mitgliedsstaaten der Union zu führen, um daraus politisches Kapital zu schlagen. Solange dies Randgruppen ohne politisches Gewicht bleiben, erscheint das Störpotential kontrollierbar. Aber diese beruhigende Einschränkung lässt sich nicht treffen. Das Beispiel Österreich hat eine solche Brisanz erreicht, weil dort mit der FPÖ eine Partei in die Regierungsverantwortung gekommen ist, deren Zentralfigur Jörg Haider beständig mit ausländerfeindlichen Strategien, die Polemiken besonders gegen das Kandidatenland Polen einschließen, um Wählerzulauf wirbt. Der Versuch der anderen 14 EU-Länder, diese gefährliche Fehlentwicklung mit bilateralen Sanktionen rückgängig zu machen oder wenigstens unter Kontrolle zu halten, kann schiefgehen: Wenn es nämlich Haider gelingt, gerade wegen der Sanktionen eine Trotz- und Blockadereaktion in Wien auszulösen, an der wegen des geltenden Konsensprinzips die Osterweiterung scheitern oder zumindest aufgehalten werden kann. Allein das Beispiel Österreich demonstriert die ganze Verletzlichkeit der europäischen Erweiterungsstrategie. 

Aber es wäre naiv, das Problem auf die Zusammensetzung der Regierung in Wien zu reduzieren. Die Versuchung, jetzt, wo die politische Öffentlichkeit das Thema Osterweiterung "entdeckt", damit verbundene latente Ängste aufzunehmen und für politische Zwecke zu nutzen, erreicht auch demokratische Parteien. Logischerweise ist die Infektionsgefahr dort größer, wo es sich um Oppositionsparteien handelt, die nach einem geeigneten Thema suchen, um in die politische Offensive zu kommen, aber noch kein anderes geeignetes Thema gefunden haben. So ist z. B. in Deutschland noch nicht entschieden, ob die CDU / CSU ihre bisherigen proeuropäischen Gleise verlassen wird, um auf diese Weise verlorenes politisches Terrain vermeintlich zurückzugewinnen. An alarmierenden Ratschlägen, genau dies zu tun, fehlt es nicht. 

Allein die Tatsache schon, dass demokratische Oppositionsparteien das Thema Osterweiterung da, wo es Unsicherheiten und Ängste in der Wählerschaft auslöst, aufgreifen könnten, entwickelt Wirkung auf die politische Agenda. Der Zeitplan für den Erweiterungsprozess hängt nicht mehr allein davon ab, wann eine erste Gruppe von Kandidaten-Staaten den "acquis communautaire" der EU erreicht und dies in den einzelnen Kapitel-Verhandlungen überzeugend dargetan hat. Längst gehören zum Tagesgespräch in den Brüsseler Wandelhallen auch Spekulationen darüber, ob denn die Erweiterungsentscheidungen überhaupt vor den französischen Präsidentschafts- oder den deutschen Bundestagswahlen (beide im Jahr 2002) stattfinden könnten. Tagespolitische Opportunitätsrücksichten nehmen Einfluss auf die zentralen Abläufe der Europapolitik - und wir werden ziemlich hilflose Zeugen dieser Entwicklung, die uns noch unangenehme Überraschungen bescheren kann. 

Wie konnte es dazu kommen und welche Chancen gibt es, ein eventuelles Scheitern der Erweiterungspolitik mit ihren unabsehbaren Folgen verlässlich zu vermeiden? Offensichtlich kam es zu erheblichen Versäumnissen bei der argumentativen Flankierung des Erweiterungsprozesses in der europäischen Öffentlichkeit. In den letzten Wochen und Monaten werden uns stapelweise faktenreiche wissenschaftliche Untersuchungen zu den ökonomischen Aspekten des Erweiterungsprozesses angeliefert. Sie geben ein differenziertes, letztlich aber positives Datengerüst, das sich wie folgt zusammenfassen lässt: Die Osterweiterung der EU um bis zu 10 entsprechend vorbereitete Länder etwa in den Jahren 2005 / 2006 wird die globale Konkurrenzfähigkeit der EU verbessern. In der Summe kann die Gesamt-EU nicht etwa Wohlstandsverluste, sondern sogar von Anfang an leichte Wohlstandsgewinne erwarten. Diese verteilen sich allerdings ungleichmäßig. So werden Länder wie Deutschland, Österreich und Italien mehr profitieren als die übrigen EU-Mitglieder. Risiken und Herausforderungen entstehen in begrenztem Umfang in Grenzregionen, insbesondere durch Berufspendler (davon sind dann wiederum in erster Linie die drei genannten Länder betroffen, die in der Summe besonders auffällig profitieren) sowie in bestimmten Branchen und Sektoren (besonders Textil, Bekleidung, Stahl und Agrarsektor). Diese Risiken und Herausforderungen sind allerdings beherrschbar. Eine größere Arbeitswanderung mit Einfluss auf Arbeitslosenzahlen und Lohnniveau in den alten EU-Staaten - darin sind sich die Analysten in auffälliger Weise einig - steht nicht zu erwarten.  

Vielen Deutschen ist nicht klar, welche Bedeutung schon heute unsere Wirtschaftsbeziehungen mit den zehn mittel- und osteuropäischen Kandidatenländern (den so genannten "MOE-10") haben. Im Jahr 2000 wird das Handelsvolumen mit diesen Partnern die 200-Milliarden-DM-Marke überschreiten und damit den Wert von 1995 verdoppeln. Zum wiederholten Male hat 1999 der Umfang des deutschen Osthandels mit seinem Anteil von 10% am Gesamtvolumen den des Warenaustauschs mit den Vereinigten Staaten überflügelt. Die Führungspositionen nehmen Polen, Tschechien und Ungarn mit Prozentanteilen von 28, 26 und 23 vom gesamten Osthandel ein. Bei den deutschen Ausfuhren lag Polen 1999 an 10.Stelle, noch vor Schweden, Japan und Dänemark, während Tschechien und Ungarn auf Platz 13 und 14 folgten. Bei den Importeuren lautet die Platzfolge 12, 13 und 14 für Tschechien, Polen und Ungarn. Auch bei den deutschen Auslandsinvestitionen rangiert Polen schon heute auf der 10. Stelle. In einem DIHT- Positionspapier mit dem Titel "Europa 2000 plus" vom April dieses Jahres klingt schon fast Enthusiasmus an, wenn sich dort der Satz lesen lässt: "Alles in allem bleibt festzustellen, dass sich die polnische Wirtschaft zu einer Art Wirtschaftswunder entwickelt hat." 

Das Entscheidende an diesen Zahlen ist die Dynamik, die sie vermitteln. Schon heute sichert der Handel mit den MOE-10 jeden zehnten exportbedingten Arbeitsplatz, vor fünf Jahren war es noch die Hälfte davon. Die Prognosen, ablesbar auch in den wachsenden deutschen Direktinvestitionen vor allem in Polen, Tschechien und Ungarn, sprechen für steile Kurven nach oben, wenn es zum EU-Beitritt kommt und damit noch bestehende Handelshemmnisse definitiv beseitigt werden. Es dürfte schwer fallen, gerade für die deutsche Volkswirtschaft andere Partnerregionen zu benennen, die sich so dynamisch entwickeln und dabei so günstig gelegen sind. 

All diese Datenerhebungen eignen sich eigentlich gut dazu, populistische Unverantwortlichkeit, die Ängste gegen die Osterweiterung der EU schürt, zu entwaffnen. Die Wahrheit ist, dass bei einer ausschließlich ökonomischen Betrachtung die Aufnahme neuer, ausreichend vorbereiteter Mitgliedsstaaten in die EU eine europaweite Win-Win-Entwicklung auslösen wird. Rechtzeitige politische Flankierungsstrategien können darüber hinaus dafür sorgen, dass regional und sektoral auftretende Negativerscheinungen in ihrer ökonomischen und sozialen Wirkung neutralisiert werden. 

Ärgerlicherweise existieren diese Erkenntnisse bisher allerdings nur als Spezial- oder Geheimwissen in einem begrenzten Ausschnitt der politischen Klasse Europas. Die wissenschaftliche Expertise wurde zu spät in Auftrag gegeben und zu spät geliefert. Im Bewusstsein der Öffentlichkeit verbreiteten sich in der Zwischenzeit ganz andere Eindrücke. Bei der Mehrzahl der europäischen Wähler ist längst der Eindruck entstanden, die Osterweiterung der Union sei mit Opfern an Arbeitsplätzen und Wohlstand zugunsten der ost- und südosteuropäischen Transformationsstaaten verbunden und müsse vom "kleinen Mann" teuer bezahlt werden. Weit verbreitet ist die Furcht vor einer massenweisen Arbeitswanderung in Richtung Westen, besonders aus dem mit 40 Millionen Menschen bevölkerungsreichsten Kandidatenland Polen. 

Die einzige Möglichkeit besteht darin, wenigstens jetzt europaweit eine Informations- und Aufklärungskampagne zu starten, um die falschen Erwartungen zu den ökonomischen Wirkungen der geplanten Osterweiterung zu korrigieren. Sinnvollerweise müssten sich die Regierungen darum bemühen, vorher einen parteiübergreifenden Grundkonsens über eine solche Initiative herzustellen. Eine besondere Verantwortung kommt dabei jener Gruppe von außenhandelsstarken Ländern zu, die mehr als andere von dem Erweiterungsprozess profitieren werden. Dies ist schon deshalb notwendig, um die Staaten der europäischen Südschiene durch Vorbild mitzuziehen. Spanien, Portugal, Griechenland und Irland, die Hauptnehmerländer im System der europäischen Struktur- und Kohärenzfonds, werden nach der Aufnahme neuer Nehmerländer nicht mehr im bisherigen Umfang von den Fonds profitieren können. Wie sollen sie eigentlich zur Einwilligung zu diesen tendenziellen Beschneidungen ihrer Privilegien gebracht werden, wenn sich die Obernutznießer der Erweiterung wie Deutschland, Österreich und Italien eine auf falsche Daten und Informationen stützende Negativdebatte zur Osterweiterung leisten? 

Politischer Flurschaden
Genau dies ist der politische Hintergrund für das Interview von Günter Verheugen in der Süddeutschen Zeitung vom 2. September 2000, das eine so bizarre Spanne von Reflexen und Reaktionen ausgelöst hat. Natürlich wollte der EU-Kommissar nicht in "verantwortungsloser Art" verunsichern, wie der CDU-Europapolitiker Friedbert Pflüger mutmaßte, natürlich will Verheugen weder die Erweiterung hintertreiben noch verzögern, und es verlässt alle Maßstäbe, wenn behauptet wird, er habe zu einer "Haiderisierung" der deutschen Politik beigetragen. Nein, Verheugen ist und bleibt ein verlässlicher Erweiterer der Europäischen Union und mutmaßlich betrachtet er derzeit voller Verzweiflung den politischen Flurschaden, den sein Vorstoß angerichtet hat. 

Dieser Schaden entstand vor allem durch eine unselige Verknüpfung. Es war ein Fehler, ausgerechnet am Gegenstand der Osterweiterung ein Plädoyer für mehr direkte Demokratie in Deutschland durch Volksentscheide zu entwickeln. Denn wollte man diesem Ratschlag folgen, müsste - mitten im Entscheidungsprozess, in dem die Kandidatenländer mit Recht auf Vertrauensschutz pochen können - in Deutschland die Verfassung geändert werden, was Verheugen auch weiß und worauf er auch hingewiesen hat. Genau dieser Umstand hat aber Spekulationen ausgelöst, ob es dem Kommissar nicht doch um ein Hinausschieben der Entscheidungshorizonte geht. 

Diese unselige Verknüpfung lenkt auch von dem Kern der berechtigten Kritik an den politischen Eliten ab. Der Kernsatz in Verheugens Interview lautet: "Die Mitgliedsländer dürfen es nicht der Kommission überlassen, die Drecksarbeit alleine zu machen. Auch die Staaten müssen sich mit den Vorurteilen und berechtigten Ängsten der Menschen auseinandersetzen." Der Hinweis auf vorhandene Defizite und Versäumnisse, die ein einzelner EU-Kommissar allein kaum ausgleichen kann, ist berechtigt. Verheugens Anliegen, die politischen Eliten Europas für das Großprojekt EU-Erweiterung in Mitverantwortung, ja in Mithaftung zu nehmen, verdient Unterstützung. Er hat bloß leider durch die Instrumentalisierung des Volksentscheides, der in Deutschland erst noch zu etablieren wäre, als erzieherische Maßnahme gegenüber den zu zögerlichen, zu wenig engagierten politischen Eliten, seinem eigenen Anliegen keinen guten Dienst erwiesen. Das ist schade, weil es den Angesprochenen wohlfeile Möglichkeiten bietet, durch Legen falscher Fährten und durch das Ausnutzen der falschen Verknüpfung von der eigenen Verantwortung abzulenken. 

Die erwähnte europaweite Informations- und Aufklärungskampagne zur Osterweiterung bleibt unverzichtbar. Die von Günter Verheugen ausgelöste aktuelle Debatte enthält noch die Chance, sich auf dieses Fazit hinzubewegen. Allerdings würde eine ausschließliche Abstützung einer solchen Kampagne auf die erwartbaren wettbewerblichen, ökonomischen und sozialen Prosperitätsgewinne zu kurz greifen und dem tatsächlichen politischen Stellenwert der europäischen Erweiterungsstrategie nicht gerecht werden. Man muss es im politischen Tagesgeschäft nicht ständig erwähnen, aber man sollte wissen, dass die Realisierung der seit 10 Jahren proklamierten Erweiterungsversprechen auch dann ohne Alternative wäre, wenn sie von der ökonomischen Gewinn- und Verlustrechnung her kostspieliger ausfiele. 

In der vergangenen Dekade des Demokratisierungs- und Transformationsprozesses in den postkommunistischen Staaten Ost- und Südosteuropas sind den Menschen zahllose Opfer abverlangt worden. Und dies nicht etwa unter den Bedingungen von Entwicklungs- oder Übergangsdiktaturen, sondern von Regierungen, die sich international kontrollierten Wahlen stellen mussten. Dabei hatte sich die neue politische Klasse in Osteuropa der Forderung nach einem geradezu selbstverleugnenden politischen Verantwortungsbewusstsein zu stellen: Die Ablösung durch Wählerentscheid nach vier oder weniger Regierungsjahren war überall dort die Regel, wo die Regierungen dem unpopulären Kurs der Reformen treu blieben. Die einzige ermutigende Perspektive bei diesem respekteinflößenden Verhalten war die Aussicht, das eigene Land näher an die ersehnte und versprochene Europaintegration zu bringen. 

Wer diese 10 Jahre der Opfer bei Regierenden und Regierten in den Beitrittsstaaten jetzt nicht mit einer verlässlichen Implementierung des Erweiterungsprozesses abschließt, diskreditiert die neue, Europa zugewandte Elite in den Kandidatenstaaten, frustriert die dortige Bevölkerung, die geduldig jahrelang Entbehrungen trug und spielt das Spiel der politischen Hasardeure, die auch in den Beitrittsländern auf ihre Chance warten. 

Neben dem Stichwort "Vollendung des Demokratisierungs- und Transformationsprozesses" steht bei den nun kurzfristig anstehenden Erweiterungsentscheidungen auch Europas Zukunft im Frieden auf dem Spiel. Nicht ohne Wirkung haben die europäischen Gipfel den Kandidatenstaaten als Voraussetzung für ihre Integration die Lösung aller potentiellen Nachbarschafts- und Minderheitenkonflikte auferlegt. Wenn heute ein dichtes Netz von bilateralen Nachbarschafts-, Freundschafts- und Kooperationsverträgen das Zusammenleben aller Beitrittsstaaten mit ihren jeweiligen Nachbarländern in beeindruckender Weise friedlich regelt, wenn Rumänen und Ungarn in Rumänien, Slowaken und Ungarn in der Slowakei, Esten und Russen sowie Letten und Russen in den beiden baltischen Republiken jetzt besser zusammenleben als noch vor wenigen Jahren, dann hat hier die Konditionalität der Beitrittsperspektive deutlich mitgeholfen. 

Ein Blick auf den Balkan mit seinen blutigen Konflikten innerhalb und unter den Staaten, die bisher fernab europäischer Integrationsangebote agierten, zeigt die friedenspolitische Bedeutung der europäischen Integrationspolitik, die nicht zufällig über das Instrument des Stabilitätspakts jetzt verstärkt auf Südosteuropa ausgedehnt werden soll. Ein Scheitern der europäischen Erweiterungspolitik wäre auch sicherheitspolitisch ein äußerst gefährliches und kostspieliges Versagen. 

Die Rationalität der Prosperitäts-, Demokratie- und Friedensargumente sollte eigentlich ausreichen, beherzt in die Auseinandersetzung mit dem provinziellen Populismus zu ziehen, der abzielt auf die Stimmen von Wählern mit zukunfts- und globalisierungsuntauglichen Wagenburgmentalitäten, die auf Fremdenabwehr hinauslaufen. 

Kulturelle Chance
Fast regelmäßig lassen aber diese ganzen guten Argumente eines außer Acht: Erst mit der Osterweiterung bekommt die Europäische Union die Chance, die historische und kulturelle Identität Europas wiederherzustellen. Das hatte der große, am 16. Mai dieses Jahres gestorbene polnische Schriftsteller Andrzej Szcypiorski im Sinn bei der Abfassung seiner letzten, nicht mehr gehaltenen Rede (vgl. FR vom 18.5.2000, S. 19), als er schrieb:"Es reicht nicht, zweihundert französische Käse- und Wurstsorten zu kennen, um von sich zu behaupten, man sei ein Freund Frankreichs. Mir sind diejenigen lieber, die irgendwo in Polen, sei es in Schlesien oder in Masowien, bis heute noch nicht mit einem Brebion in Berührung gekommen sind, aber in der Lage sind, darüber zu diskutieren, was sich vor zweitausend Jahren im Teutoburger Wald ereignet hat, die etwas über die Poesie Villons und etwas über die Ansichten Goethes zu Frankreich wissen. Es geht mir aber dabei überhaupt nicht um fundierte Geschichtskenntnisse, sondern um tiefe geistige Verbindungen, die in der Geschichte der beiden Völker dauerhafte Spuren hinterlassen haben. Ohne das Wissen über die Geschichte der Vaterländer Europas gibt es weder ein Europa noch Vaterländer." 

Die alteuropäischen Kulturen, die sich mit geistigen Zentren wie Warschau, Prag und Budapest, mit Tallinn, Riga und Wilna, mit Bratislava, Ljubljana, Sofia und Bukarest verbinden, gehören seit Jahrhunderten zu Europa und werden ein unschätzbarer Gewinn für die EU sein. Sie aus ökonomistisch - utilitaristisch verkürzter Sicht als kostspielige "Nehmerländer" auf eine lange Wartebank zu setzen, kann nur einer abstoßenden Borniertheit entspringen. Kulturell und von ihrer Geschichte und ihrem Potential her betrachtet sind alle diese Länder mit ihrem unnatürlichen Kandidatenstatus in Wirklichkeit phantastische europäische "Geberländer". 

Diese Einsicht mehrheitsfähig zu machen und dabei alle bestehenden, nicht leugbaren faktischen Hürden aus dem Weg zu räumen, ist eines der letzten großen politischen Abenteuer, das Europa bietet und für das seine Kraft zu geben begeistern kann.
